
Terroranschlag  auf  Charlie
Hebdo – Nein zu Rassismus und
“demokratischer” Heuchelei!
Vor  einigen  Tagen  veröffentlichten  wir  hierzu  bereits  eine
Stellungnahme des Sekretariats der Liga für die Fünfte Internationale
(http://www.onesolutionrevolution.de/international/charlie-hebdo-isla
mistischer-terrorismus-republikanischer-rassismus/)  Diese  hier
stammt  nun  von  der  NaO Berlin.

nao-prozess.de

Der Terroranschlag vom Mittwoch, dem 7. Januar auf die Satirezeitschrift
Charlie Hebdo in Paris, dem 12 Menschen zum Opfer fielen, erschüttert uns.
Der  Anschlag  richtete  sich  gegen  eine  Zeitschrift,  die  u.a.  für  ihre
umstrittenen  Karikaturen  von  Religionen  unterschiedlicher  Konfessionen
bekannt  war.  Die  Tat,  die  wahrscheinlich  von  islamistischen  Terroristen
begangen  wurde,  war  fraglos  ein  reaktionärer  Akt,  der  durch  nichts  zu
rechtfertigen ist. Unsere Anteilnahme gilt den Angehörigen der Opfer.

Doch der  Anschlag hat  nicht  nur  Millionen erschüttert,  er  hat  auch ein
politisches  Erdbeben  in  Europa  ausgelöst.  Er  zeigt  die  reaktionären
Wirkungen des individuellen Terrorismus. Die französische und europäische
„bürgerliche  Öffentlichkeit“  stellt  den  Anschlag  als  Angriff  auf  die
„Meinungsfreiheit“ dar. Mit anti-muslimischem Rassismus und Imperialismus
hätte er nichts zu tun. Doch allein die Reaktion rechter und rechtsradikaler
Kreise straft eine solch vereinfachte Sicht Lügen.

Schon vor dem Attentat gab es in Frankreich laut französischen Medien zwei
Angriffe auf Moscheen mit Schusswaffen und Granaten. In den vergangenen
Monaten  brannten  auch  in  Deutschland  und  Schweden  Moscheen.  Die
europäische Rechte spürt Wind in ihren Segeln und hofft, von der Empörung
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über das Attentat profitieren zu können. Welch widerliches Schauspiel, welch
ein Hohn für die Opfer und ihre Hinterbliebenen. Vor allem aber: Welche
bedrohlichen  Folgen  auch  für  die  migrantischen  und  muslimischen
Gemeinden,  für  die  Linke  und  ArbeiterInnenbewegung!

Fest der Heuchelei

Auch die Reaktionen der französischen Regierung und der deutschen Politik
sind an Heuchelei kaum zu übertreffen. Frankreichs Präsident Hollande ließ
nicht nur verlauten, dass er den Terroranschlag als einen „Angriff auf die
gesamte Republik“ verstanden wissen wolle. Er sei auch ein Angriff auf „die
Ideale von Frieden und Gerechtigkeit, die Frankreich auf der internationalen
Bühne umzusetzen versuche. (…) Diese Botschaft von Frieden und Toleranz,
die  wir  auch mit  unseren Soldaten gegen Terror  und Fundamentalismus
verteidigen.“

Hier  werden  nicht  nur  Geschichte  und  Gegenwart  des  französischen
Imperialismus  mit  Kolonialismus  und  Kriegen  auf  dem  afrikanischen
Kontinent und in der arabischen Welt, der fortwährend tausende Menschen
ermordet und Millionen in Armut hält, zu einer Geschichte des Friedens und
der Toleranz umgedichtet. Es ist auch eine Drohung, diesen Würgegriff nach
Außen und Innen mit militärischer Gewalt zu verstärken.

In die gleiche Kerbe schlug auch Bundespräsident Gauck, als er sagte, dass
der Terroranschlag ein „Angriff auf die Freiheit der Franzosen, der Europäer
und  der  freien  Gesellschaft“  wäre.  Die  freie  Gesellschaft,  nach  Gauck
natürlich ein Privileg der westlichen Zivilisation, müsse verteidigt werden.
Auch  er  zieht  eine  klare  Frontlinie  zu  allen  Nationen  und  Menschen
außerhalb  dieser  „freien  Gesellschaft“.  Sogar  die  Tagesschau  verwies
immerhin  darauf,  wie  sozial  benachteiligt  und  rassistisch  unterdrückt
MigrantInnen  in  den  Banlieus  der  „freien  Gesellschaft“  Frankreich  sind.
Letztlich schafft  der  Imperialismus mit  seiner  Weltordnung selbst  immer
wieder die Bedingungen, die auch zu solchen verzweifelten wie sinnlosen
Akten von „Protest“ und „Widerstand“ führen.

Überhaupt sind diese lupenreinen „Demokraten“ auch so „frei“ eindeutige



Schlüsse über Motive und Zugehörigkeit der Täter zu schließen, wenn selbst
viele Journalisten und an der Untersuchung Beteiligte kritische und bisher
unbeantwortete  Fragen  aufgeworfen  haben.  Auch  werden  vollkommen
willkürlich  politischer  Islam,  islamischer  Fundamentalismus  und
islamistischer  Terror  –  allesamt  reaktionäre  Ideologien  –  jedoch  mit
unterschiedlicher Anhängerschaft und unterschiedlichem Charakter in einen
Topf  geworfen.  Die  extreme  Rechte  spart  sich  gleich  alle  diese
Unterscheidungen  und  hetzt  direkt  gegen  den  gesamten  Islam.

Daher  wird  auch  nicht  in  erster  Linie  die  reale  Gefahr  einer  weiteren
Zuspitzung  des  anti-muslimischen  Rassismus  benannt,  sondern  von  allen
bürgerlichen Regierungen die „nationale Einheit“ beschworen. Diese zielt
jedoch nicht  einfach auf  die Verteidigung demokratischer Rechte ab,  die
auch wir SozialistInnen verteidigen. Sie zielt auf eine klassenübergreifende
„nationale Einheit“ zur Verteidigung des Imperialismus und der bürgerlichen
Herrschaft.  So  wird  aus  einem  reaktionären  Terroranschlag  eine  fiktive
Gefahr konstruiert, um eine ihrem Charakter nach reaktionäre Bewegung ins
Leben zu rufen.  Die rechtspopulistischen Bewegungen und faschistischen
Organisationen  gehen  ihrerseits  einen  Schritt  weiter  und  ignorieren  die
demokratische  Facette.  Sie  suchen  direkt  den  offenen  Konflikt  mit  der
gesamten  migrantischen  und  muslimischen  Bevölkerung  –  ebenfalls  im
Namen  der  Nation.

RevolutionärInnen  und  Anti-KapitalistInnen  müssen  diese  Offensive  der
„nationalen  Einheit“  und  der  Volksfront,  die  im  säkularen  Frankreich
ironischerweise  unter  dem  Slogan  der  „union  sacrée“  (Heilige  Union)
daherkommt,  entschieden  ablehnen!  Dieser  Versuch,  die  Einheit  der
„bürgerlichen Demokraten“ zu beschwören, muss unweigerlich die Initiative
der ArbeiterInnenbewegung, der migrantischen, muslimischen Bevölkerung
und der Linken sowohl gegen Fundamentalismus, die erstarkende Rechte, als
auch die imperialistische Innen- und Außenpolitik ersticken. Die Politik der
„Nationalen Einheit“ schwächt in jedem Fall die Linke und wird die Rechte
stärken.

Der  französische  Journalist  Julien  Salingue  stellte  richtig  fest,  dass  das
„Französische Modell des Zusammenlebens“ nicht angegriffen wurde. Dieses



“Modell” ist ein Mythos, um den strukturellen Rassismus in Frankreich zu
vertuschen. „Niemand“, so Salingue weiter, „wird mich zwingen, das Gesicht
der  `Barbarei`,  die  bedroht  ist,  zu  verteidigen.  Nein,  `republikanische
Einheit`, rassistische Kräfte und selektive Empörung sind keine Antwort, und
niemand wird mich zwingen, meine Stimme den Berufspolitikern aller Art zu
geben.“

Wir  treten  für  die  gemeinsame  Mobilisierung  von  linken  Parteien,
Gewerkschaften und sozialen Bewegungen gegen den Rassismus ein.  Die
Einheit zur „Verteidigung des Säkularismus“ oder „der Demokratie“ mit offen
bürgerlichen Parteien lehnen wir ab.

Eine Einheitsfront gegen den Rassismus wird bitter nötig sein. Der erste
Schlag müsste sicherlich gegen die erstarkenden rechten Mobilisierungen
gerichtet werden. Aber die Regierungspolitik in Frankreich und Deutschland,
die  in  letzter  Instanz  durch  ihre  imperialistische  Außenpolitik,  ihre
arbeiterinnenfeindliche  und  rassistische  Innenpolitik  erst  den  Nährboden
sowohl für die rechten Bewegungen, als auch das Erstarken islamistischer
Organisationen schafft, muss herausgefordert werden. Es ist zu erwarten,
dass sich Organisationen wie die rechtsradikale „Front National“, aber auch
Kräfte wie PEGIDA und die AfD, die bereits einen Tag nach dem Anschlag
einen  Schulterschluss  herstellten,  nicht  nur  stärken,  sondern  auch
radikalisieren.  Solange  sie  ihr  Ziel,  die  Regierungsmacht,  nicht  erreicht
haben, werden sie versuchen, die aktuellen Regierungen zu reaktionären und
undemokratischen  Gesetzen  zu  drängen.  So  forderte  die  FN-Vorsitzende
Marine Le Pen nach dem Anschlag die Widereinführung der Todesstrafe.
Auch in Deutschland wurden sofort Stimmen nach Verschärfung von Anti-
Terrorgesetzen, Schleierverbot und der Abschaffung demokratischer Rechte
laut.

Natürlich  sind  islamistisch-fundamentalistische  und  klerikal-faschistische
Regime in gewissen Regionen eine Gefahr. Wir sehen dies in Syrien und Irak,
wo der Islamische Staat  mit  barbarischer Gewalt  gegen die Bevölkerung
vorgeht  und  das  Recht  von  nationalen,  ethnischen  und  religiösen
Minderheiten mit  Füßen tritt.  Reaktionäre jihadistische Bewegungen sind
auch in Ländern wie Nigeria und Pakistan eine tagtägliche Bedrohung für die



Bevölkerung. Wir sehen das auch in den mit der EU verbündeten Staaten der
arabischen Halbinsel,  die brutal  jede demokratische Forderung ersticken.
Deshalb unterstützen wir fortschrittliche KämpferInnen wie in Kobanê im
Kampf gegen diese Regime – verbunden mit einer sozialistischen Perspektive.

Doch Angriffe auf demokratische Rechte in Europa versetzen nicht diesen
R e g i m e n  e i n e n  S c h l a g ,  s o n d e r n  r i c h t e n  s i c h  g e g e n  d i e
ArbeiterInnenbewegung  und  führen  zu  rassistischen  Spaltungen  in  der
ArbeiterInnenklasse.

Wir  spielen  dieses  Spiel  nicht  mit!  Wir  wissen:  Es  sind  imperialistische
Länder  wie  Frankreich  und  Deutschland,  welche  Regionen,  wo  der
Islamismus erstarkt ist, in den Abgrund getrieben und mit Krieg überzogen
haben,  um  dort  ihre  Profit-Interessen  durchzusetzen.  Es  sind  „unsere“
Regierungen, die eine Weltordnung aufrechterhalten, die Menschen weltweit
in die Flucht treibt. Diejenigen, die es nach Europa schaffen, werden von
Mauern und Rassismus empfangen.

Wir haben auch
nicht vergessen, dass es diese Regierungen sind, die zur Lösung ihrer Krise
die  Lebensbedingungen  und  sozialen  Errungenschaften  der  europäischen
ArbeiterInnenklasse,  der  Jugend  und  Rentner  angreifen.  Von  diesen
Angriffen  war  insbesondere  die  migrantische  Bevölkerung  besonders
betroffen. Es ist gerade jetzt wichtig, sich an Karl Liebknechts Worte zu
erinnern, dass unser Hauptfeind im eigenen Lande steht, dass unsere Gegner
v.a. die Regierungen Europas und die europäischen Kapitalisten sind.

Wir,  die  Neue  antikapitalistische  Organisation  (NaO),  rufen  daher  im
gesamten Bundesgebiet  zur  Teilnahme an linken Demonstrationen gegen
PEGIDA am kommenden Montag auf.  Wir sagen aber klar, dass wir eine
Bewegung  gegen  Rassismus  brauchen,  die  versucht,  linke  Parteien,
Gewerkschaften und soziale Bewegungen für gemeinsame Mobilisierungen
zu gewinnen. Was wir nicht brauchen, sind Veranstaltungen der „nationalen
Einheit“,  wie  sie  von Francois  Hollande und Sigmar Gabriel  beschworen
werden.



Eine  Stellungnahme  der  Neuen  antikapitalistischen  Organisation
(NaO)  Berlin

NATO  torpedieren  –  Versenkt
das  Imperialistische
Schlachtschiff!
Am 4. und 5. September fand in Newport Wales der diesjährige NATO-
Gipfel statt, das Treffen der FührerInnen der 28 Mitgliedstaaten der
NATO.  Es  handelt  sich  hierbei  um ein  Koordinierungstreffen  der
weltweit  mächtigsten  Militärallianz,  dem  Waffenbündnis  zur
Durchsetzung  westlicher  Imperialismus-Interessen.  Die
Jugendorganisation Revolution rief zur Blockade des Gipfels auf, um
der menschenverachtenden und rücksichtslosen Politik des Kapitals
Einhalt  zu  gebieten.  Wir  stellen  uns  gegen  den  Rohstoff-  und
Ressourcen-Hunger  der  ImperialistInnen  und  ihrer  kruden
Kriegstreiberpolitik,  welche  ganze  Länder  in  Bürgerkrieg,  Hunger
und Vertreibung versinken lässt. Dieser Artikel hat zum Ziel sich mit
den Hintergründen der NATO, ihrer Geschichte und ihrer Strukturen
auseinander zusetzen ,sowie ihre aktuelle strategische Ausrichtung zu
bewerten.

Die grundlegende Frage für uns ist:  Wieso gibt es die NATO überhaupt?
Hierbei ist die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg entscheidend. Das Bündnis
der Alliierten, bestehend aus den USA, Großbritannien, Frankreich und der
Sowjetunion hat den deutschen und italienischen Faschismus besiegt. Die
Rote Armee hat auf ihrem Vormarsch die osteuropäischen Länder unter die
Kontrolle Stalins gebracht und unterdrückt die aufkeimenden Arbeiterräte
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und  Antifaschistischen  Komitees.  Europa  befindet  sich  in  einer
vorrevolutionären Phase. Die ehemaligen Regierungen haben sich noch nicht
stabilisiert  und  die  kommunistischen  WiderstandskämpferInnen  und
GewerkschafterInnen kommen aus dem Untergrund und den Arbeitslagern.
Revolution  liegt  in  der  Luft.  Auf  Drängen  der  Westmächte  und  mit
versprochenen  Hilfslieferungen,  gibt  Stalin  den  westeuropäischen
Kommunistischen  Parteien  die  Anweisung,  sich  ruhig  zu  verhalten,  die
Waffen abzulegen und Regierungen mit den bürgerlichen Parteien zu bilden –
ganz im Sinne der stalinistischen Doktrin ‚Sozialismus in einem Land‘ soll die
Revolution in Russland gesichert werden, selbst mit Verrat an der eigenen
Bewegung und Verkauf an den Westen.

Stalin verkauft die Revolution

Absehbarer Weise ging Stalins Plan nach hinten los. Die Westmächte nutzten
die  Verschnaufpause  zur  Stabilisierung  der  Regierungen  und  für
antikommunistische Propaganda, die Geschichte wurde umgedeutet und man
sprach  die  UnternehmerInnen  und  das  groß  Kapital  bis  auf  wenige
Ausnahmen von der Mitschuld am Faschismus frei. Der Feind war nun der
wiedererstarkende Kommunismus. Man begann als Ausdruck dieser Politik
und aus Gründen militärischen Verteidigung gegen die Rote Armee, mit der
Aushandlung des Nordatlantikvertrages.  Durch die Unterzeichnung dieses
Vertrages  wurde  1949  die  NATO  gegründet,  bestehend  aus  16
Mitgliedsstaaten,  darunter  die  USA,  Kanada,  Großbritannien,  Frankreich,
Italien, Niederlande usw. Als Gegengewicht etablierte die Sowjetunion kurz
darauf  den  Warschauer  Pakt.  Die  NATO  wuchs  kontinuierlich  auf  die
heutigen 28 Mitgliedstaaten an. 1955 wird Deutschland wiederbewaffnet und
ebenfalls  NATO-Mitglied.  Auch  ehemalige  Warschauer  Pakt  Staaten  sind
heute in der NATO vertreten, etwa Polen, Tschechien und Ungarn.

„Die Amerikaner versprachen, dass die NATO sich nicht über die Grenzen
von Deutschland ausdehnen werde nach dem Kalten Krieg. Aber jetzt sind
die  Hälfte  der  Länder  Osteuropas  NATO-Mitglieder.  Was  ist  mit  dem
Versprechen geschehen? Das zeigt man kann ihnen (der NATO, den USA)
nicht trauen“ Michael Gorbatschow, 2008



Die  Ausrichtung  der  NATO  war  von  Anfang  gegen  den  Kommunismus
gerichtet.  Jedoch  nicht  beschränkt  auf  die  Politik  Stalins.  In  ihren
Mitgliedsländern  und  darüber  hinaus  wurde  gezielte  Verfolgung  und
Unterdrückung  jeglicher  Form kommunistischer  Politik  betrieben.  Sei  es
etwa die Kommunisten-Hatz in den USA durch McCarthy 1950, das Verbot
und die  Verfolgung der  KPD in  Deutschland 1956,  der  fehlgeschlagenen
Invasion Kubas durch die USA 1961, der Unterstützung der NATO-Länder für
den Völkermord an bis  zu 1.  Mio.  Kommunisten im Indonesien der 60er
Jahre,  der Liquidierung Che Guevara auf  Anweisung der CIA 1967,  dem
Vietnamkrieg usw. Die Ausrichtung der NATO-Politik zeigt, dass es um den
Erhalt und den Ausbau der Macht, mit jeglichen Mitteln geht – Wichtigster
Punkt dabei: Es wird penibel darauf geachtet ein bestmögliches Feindbild zu
errichten. So geschehen bei Saddam Husein im Irak, bei Osama Bin Laden in
Afghanistan, dem Widerstand in Palästina gegen die Politik Israels und den
Separatisten in der Ost-Ukraine. Es soll der Eindruck entstehen, die NATO
kämpfe gegen das Böse in der Welt.

Der geheime Krieg des „Verteidigungsbündnisses“

Ein wichtiges Kapitel in der Geschichte der NATO sind die Geheimarmeen –
Schattenstrukturen  die  parallel  zu  dem  bestehenden  Militär  aufgebaut
wurden.  Als  Sammelbegriff  für  diese  regional  tätigen  Stay-behind-
Organisationen,  wird  heute  der  Name  der  italienischen  Sektion  ‚Gladio‘
verwendet.  Diese  Gruppen  setzten  sich  zusammen  aus  Nationalisten,
Faschisten, vorrangig mit Einsatzerfahrung wie Polizisten oder Militärs. In
Deutschland  waren  dies  ehemalige  SS  und  Wehrmachtsangehörige.  Ziel
dieser  Kampfgruppen  war  es  im  Falle  einer  Invasion  Spionage-  und
Sabotageakte zu begehen, die Flucht der Regierung ins Exil zu Unterstützen
und  Exekutionen  in  der  Bevölkerung  durchzuführen  um  gezielt
Oppositionelle  auszuschalten.  Im  „Notfall“,  beispielsweise  bei  einem
Linksruck der Regierung oder Bevölkerung, sollte diese Gruppe ebenfalls
zuschlagen.  Der  Charakter  dieser  Armeen  ist,  wie  die  jedes  anderen
bürgerlichen Militärs, absolut autoritär und antidemokratisch.Im Gegensatz
zu einer regulären Armee sind diese Gruppen jedoch keinerlei staatlicher
Kontrolle  seitens  der  Regierung  ausgesetzt,  sondern  werden  nur  von



eingeweihten,  hochrangigen  Militär-  oder  Geheimdienst-Offizieren  betreut.

Die NATO unterstützen diese Gruppen praktisch durch Waffen, Ausrüstung,
Geld und Ausbilder. Über das ganze Land hinweg wurden Waffenlager und
kleine Ausbildungsgruppen unterhalten. Im Zuge einer Bewaffnung dieser
Gruppe in Italien 1976 wurden zwei Carabinieris, welche einen LKW voller
illegaler NATO-Waffen kontrolliert hatten, in ihrer Kaserne exekutiert. Die
Waffenversorgung fand aufgrund eines Linksrucks in der Regierung statt,
Zeugen konnte man dabei keine gebrauchen. Der Mord wurde Jugendlichen
aus der Umgebung in die Schuhe geschoben, einer davon war der damals 22
jährige Giuseppe Gulotta – er bekam 22 Jahre Haft.

Die  Existenz  dieser  Geheimarmeen  wurde  1990  von  dem  italienischen
Ministerpräsidenten Giulio Andreotti aufgedeckt. Er legt nahe das es diese
Organisationen auch in zahlreichen anderen europäischen Ländern gab und
gibt.  Dabei  meint  er  Aktive  NATO-Länder  wie  Frankreich,  Deutschland,
Spanien,  Griechenland,  Portugal,  Niederlande,  Norwegen,  genauso  wie
„neutrale“  Länder  wie  die  Schweiz,  Schweden  oder  Irland.  Es  wurde
aufgedeckt,  dass  der  Anschlag auf  der  Piazza Fontana 1969 –  innerhalb
dieser Ermittlung „fiel“  der Anarchist  Giuseppe Pinelli  aus dem 5.  Stock
eines Polizeireviers-, der Bombenanschlag von Bologna 1980, eventuell das
Oktoberfestattentat  im  Selben  Jahr,  mit  diesen  Gruppen  in  Verbindung
stehen. Oder etwa die Versenkung des Greenpeace Schiff ‚Rainbow Warrior‘
durch  den  französischen  Geheimdienst.  Zurzeit  läuft  ein  Verfahren  in
Luxemburg  zur  Aussage  eines  Angehörigen  eines  verstorbenen  BND-
Mitglieds  bezüglich  der  Verwicklungen  zum  Oktoberfestattentat.  Im
Zeitraum von 1960 bis  1980 rollte  eine Kampagne rechten Terrors über
Italien hinweg, der Höhepunkt war im Jahr 1978 mit 2400 faschistischen
Anschlägen.

Die Aussage von Italiens offizieller Untersuchungskommission aus dem Jahr
2000: „Diese Massaker, diese Bomben, diese militärischen Aktionen wurden
von Männern innerhalb italienischer staatlicher Einrichtungen organisiert
oder gefördert oder unterstützt und, wie kürzlich aufgedeckt wurde, auch
von  Männern  die  mit  den  Strukturen  der  Geheimdienste  der  USA  in
Verbindung standen.“



Die Dunkelziffer weiterer Morde und Anschläge ist  nur zu erahnen. Fest
steht jedoch das gezielt nationalistische und faschistische Gruppen aufgebaut
wurden. Die Frage ist also warum? Was bringt dieser Staatsterrorismus, wie
er in Italien genannt wurde? Man schürte Angst und wollte, dass sich das
Vertrauen der Bevölkerung in die Staatsinstitutionen richtet.  Wenn es in
Europa einen Anschlag gab, wurde er sofort der jeweiligen Linken in die
Schuhe geschoben. Im Gegenteil wurden Spuren gezielt verwischt, um einen
rechten Hintergrund auszuschließen. Die Propagierung des ‚Linken Terrors‘
sollte  in  der  Bevölkerung  einen  Rechtsruck  auslösen  und  somit  jeder
aufkeimende Sozialismus unterbunden werden. „Die CIA wollte entsprechend
der  Anweisungen  ihrer  Regierung  einen  italienischen  Nationalismus
aufbauen, der in der Lage war, alles aufzuhalten, was seiner Meinung nach
zur  Linken neigte,  und zu  diesem Zweck habe man möglicherweise  den
Rechtsterrorismus  benutzt.“  General  Giandelio,  ehemaliger  Chef  der
italienischen  Spionageabwehr.

Militärische Ausrichtung, Verschwiegenheit und Kalkül

 Links  NATO-Oberkommandant  SACEUR  Philip  M.  Breedlove,  mittig
Generalsekretär Anders Fogh Rasmussen

Die Frage drängt sich auf,  wie sieht  denn eine Struktur aus,  die solche
Tätigkeiten  begünstigt?  Die  bekannteste  Person  der  NATO  ist  der
Generalsekretär  Anders  Fogh Rasmussen,  seine  Funktion  ist  jedoch  rein
repräsentativer  Natur,  man  könnte  sagen  der  Pressesprecher.  Als
Militärbündnis ist die NATO strikt hierarchisch/ militärisch aufgebaut. Die
größte Verantwortung und zuständig für die strategische Ausrichtung ist der
SACEUR (Supreme Allied Command Europe). Der NATO- Oberkommandant
ist direkt dem Pentagon unterstellt. Seit Entstehung wird dieses Amt von
hochrangigen US-Militärs getragen – dass des Generalsekretärs stets von
Europäern.  Die  Aufteilung  der  Welt  in  die  Verantwortungszonen
Nordamerika,  Südamerika,  Afrika,  Pazifik  und  Zentral,  zeigt  das  globale
geopolitische  Interesse  der  westlichen  ImperialistInnen.  Das  Bündnis  ist
somit eine Interessensvertretung der Imperialistischen Mächte, auch wenn
ein Machtkampf innerhalb des Bündnisses stattfindet. Die USA mit ihrem
weltweit stärksten Militärapparat stellen bis dato die Führung. Dies alles
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zeigt,  die  NATO  ist  grundlegend  antidemokratisch  –  Schlagwort
„Geheimarmeen“ – und fernab jeder öffentlichen Kontrolle und Transparenz.

Der Kalte Krieg ist vorbei, doch das Bündnis besteht weiter

Doch wie kann man die heutige Politik der NATO bewerten? Etwa im Falle
des Kosovo Kriegs 1999, ohne UN-Mandat, der Einmarsch in den Irak 2003
mit gefälschten Beweisen, der illegale Drohnenkrieg in Pakistan. Wenn man
sich  auf  das  bürgerliche  Spiel  einlässt  alles  mit  dem  Völkerrecht  zu
bewerten,  sind  dies  klare  Verstöße  gegen  das  Völkerrecht.  Bei  den
Anschlägen des 11. Septembers berief  man sich auf den Bündnisfall,  die
Terroranschläge wurden als Angriff auf einen NATO-Partner gewertet, was
alle  Mitgliedsländer  automatisch  in  den  Kriegszustand  versetzt:  Die
Grundlage  um  in  Afghanistan  einzumarschieren.  Die  Verwendung  des
Bündnisfalles im Zusammenhang mit  einer Terrorgruppe,  zeugt eher von
zwanghafter Rechtfertigung politischer Interessen. Doch das wäre auch zu
vorschnell  geurteilt.  Betrachtet  man  die  Strategie  der  NATO,  etwa  die
Ausrichtung auf asymmetrische Kriegsführung, also der Kampf gegen Milizen
oder  Guerilla,  der  Einsatz  in  Bürgerkriegen,  Aufstandsbekämpfung  usw.,
bildet sich deutlich heraus:

Die NATO ist kein Verteidigungsbündnis sondern richtet sich auf die1.
Kriegsführung im Ausland im Interesse des Kapitals aus
Die  Verwendung  von  Terror  als  Kriegsgrund  kann  nun  als2.
Legitimation für den Einsatz in jedem beliebigen NATO-Land , sowie
in Halb-Kolonialen Ländern der „dritten Welt“ dienen.

Das Bündnis dient somit auch dem Kampf gegen die eigene Zivilbevölkerung
im Falle von sozialen Unruhen – Bei den Aufständen in Bosnien diesen Jahres,
wurde darüber debattiert ein Truppen-Kontingent zu entsenden.

Karte der NATO-Basen in Europa, Asien und Nordafrika

Auffällig  ist  auch,  dass  die  NATO-Erweiterung  zielgerichtet  nach  Osten
stattfindet.  Strategisch  betrachtet  rückt  man  somit  dem  Konkurrenten
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Russland auf die Pelle, gleichzeitig verschiebt man die Militärstützpunkte
auch  immer  weiter  gegen  die  andere  Imperialistische  Großmacht  China,
sowie die aufstrebende Großmacht Indien. Die Energieversorgung mit Erdöl
und Erdgas findet ebenfalls über den Osten statt. Die NATO sichert sich nun
einerseits Zugang zu den Energiequellen, andererseits schafft sie sich auch
einen  Korridor  für  den  Energietransport  und  rückt  militärische
Operationsbasen an die Konkurrenten heran. Afghanistan stellt ein solches
Schlüsselland dar,  welches alle  genannten Faktoren erfüllt.  Im Falle  der
Ukraine trifft  dies  ebenfalls  zu,  es  zeichnet  sich aber  auch eine interne
Spannung ab. Im politischen Mächteringen mit Russland, verliert  die EU
einen  wichtigen  Handelspartner,  gleichzeitig  will  man  die  Ukraine  als
Arbeits- und Absatzmarkt gewinnen. Den USA gibt sich die Möglichkeit zwei
Rivalen gegen einander auszuspielen, Russland und Europa – die Ukraine
verliert in jedem Fall. Der Einsatz des Faschismus als Waffe gegen die soziale
Bewegung findet auch hier wieder Anwendung, ganz in der Tradition der
NATO wird über Leichen gegangen. Am 29. August wurde im ukrainischen
Parlament ein Gesetz verabschiedet, welches die Einbindung der Ukraine als
NATO-Partner vorbereitet. In Verbindung mit den Truppenverschiebungen in
den Osten, ist dies als klare Kampfansage gegen den Konkurrenten Russland
zu werten.

Kein Frieden mit der NATO

Als KommunistInnen ist die Akzeptanz eines solchen Bündnisses undenkbar.
Sowie bei jedem bürgerlichen Militärapparat auch, gehören die Strukturen
zerschlagen und das Bündnis aufgelöst. Jede soziale Bewegung wird von der
NATO als  Bedrohung war genommen und wird,  wie etwa mit  dem Stay-
Behind-Programm, attackiert.  Im Falle einer sozialen Revolution in einem
Mitgliedsland,  wird  die  NATO  aufmarschieren  um  die  Besitz-  und
Machtverhältnisse wieder herzustellen. Auf der Sicherheitskonferenz (SIKO)
ist dieses Szenario in den zentralen Fokus der Innen- und Außenpolitik der
kapitalistischen Regierungen gerückt. Als einer der zentralen Knotenpunkte
des militärischen Luftverkehrs,  als  weltweit  drittgrößter Waffenproduzent
und dominante Macht in Europa, ist es für uns in Deutschland erklärtes Ziel
diese  Strukturen  anzugreifen  und  zu  stören.  Der  Widerstand  gegen  die



imperialistische  Kriegspolitik,  ist  eine  direkte  Unterstützung  des
antifaschistischen  Kampfes  der  Ostukraine.  Deshalb  rufen  wir  dazu  auf:

Bringt  die  Wahrheit  auf  den  Tisch:  Die  NATO  ist  ein  global
operierender Aggressor und kein Verteidigungsbündnis
Verjagt die NATO von öffentlichen Plätzen, Schulen, Berufsschulen
und  Universitäten  –  Wir  wollen  keinen  Militarismus  und  keine
Kriegstreiberei!
Blockiert  alle  strategischen  Versammlungen  der  kapitalistischen
Nationen. Blockade der NATO-Gipfel, der SIKO und sowie der G7, G8
und G20 etc.
Umverteilung  aller  Rüstungsausgaben  in  die  Kranken-,
Sozialversorgung und Bildung
Zerschlagung  der  NATO  und  des  dazugehörenden  Militärs.
Zerstörung jeglicher Kapazität zur Aufstandsbekämpfung
Offenlegung  aller  NATO-  und  Geheimdienstakten  –  wir  wollen
Transparenz und keine Lügen!
Boykottiert den G8-Gipfel am 4. und 5. Juni 2015 auf Schloss Elmau
in Bayern!

Der  Kampf  in  Kurdistan:
Entwicklungen und Perspektiven
Während in den letzten Wochen vor allem die Geschehnisse um Gaza
und  Israel  in  der  medialen  Landschaft  im  Vordergrund  standen,
richtet sich der Blick nun auf Kurdistan, wo sich die Massaker der
islamisch-fundamentalistischen Gruppe „IS“ (Islamischer Staat, auch
bekannt als ISIS) weiter verschärfen und die dort lebenden Menschen
zunehmend bedrohen.

Besonders betroffen waren hierbei zuletzt vor allem die Orte Kobanê, wo der
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IS versucht die drei kurdischen Kantone der Rojava-Region zu spalten und
die im Irak gelegene Stadt Shingal in der Nähe Mossuls, wo die IS die in
ihren Augen „ungläubigen“ Yezid_innen massakrierte und vergewaltigte, ihre
Heiligtümer  und  die  der  Alevit_innen  zerstörte  und  folglich  eine
Massenflucht auslöste. Viele flüchteten in die Berge des Sindschar-Gebirges
und verdursteten  teilweise  bei  40  Grad –  umzingelt  vom IS.  Inzwischen
konnten Truppen der kurdischen Volksverteidigungseinheiten (YPG / YPJ) die
Eingeschlossenen teilweise befreien, nachdem sich zuvor die Peschmerga –
Truppen („die dem Tod ins Auge sehen“) der KDP / PUK – nahezu kampflos
zurückgezogen  hatten.  50.000  Yezid_innen  sind  vom  religiösen  Terror
bedroht, werden vertrieben und ermordet, 1,5 Millionen Menschen sind in
der gesamten Region auf der Flucht. Betrachten wir zunächst, wer überhaupt
dieser IS ist, die überall, wo sie auftaucht, Gräuel hinterlässt.

Das erklärte Ziel des IS ist der gewalttätige Aufbau eines Kalifats im Nahen
Osten – einem streng auf den Traditionen des Islam aufgebauten Staat. Er
besaß damals  je  nach Schätzung lediglich  5.000 –  15.000 Kämpfer.  Wie
konnte es also dazu kommen, dass diese Gruppe inzwischen große Teile
Syriens  und  des  Iraks  kontrolliert?  Die  Stärke  des  IS  ist  letztlich  ein
zurückkehrender  Bumerang einer  gescheiterten  US-Politik  im Irak.  Nach
dem Sturz Husseins 2003 installierte die USA eine Marionettenregierung,
was ihr den Zugang zu den irakischen Ölfeldern sichern sollte. Diese neue,
schiitische  Regierung  unterdrückte  die  sunnitische  Bevölkerung  in
demselben Masse, wie sie zuvor umgekehrt vom Sunniten Saddam Hussein
unterdrückt wurden.

Sunnit_innen  und  Schiit_innen  sind  Anhänger  zweier  verschiedenen
Strömungen innerhalb des Islam, die vor ca. 1300 Jahren entstanden sind. Im
heutigen Konflikt geht es aber vor allem um eines: Sicherung von Öl und
damit  Macht,  wobei  beide  Seiten  von  ihren  Eliten  unter  dem religiösen
Mantel gegeneinander ausgespielt  werden und der Hass dadurch ständig
reproduziert  wird.  Im Irak  sind  dabei  die  Schiit_innen  in  der  Mehrheit,
obwohl weltweit ca. 90 % aller Muslime sunnitisch sind.

Die USA machten sich im Irak während ihrer Besetzungszeit  bekanntlich
keinen ruhmvollen Namen und trug zur Spaltung zwischen Sunnit_innen,



Schiit_innen und Kurd_innen bei. Das führte im Irak bald zum Auftreten Al-
Kaidas, die ganz neben bei gesagt in den 80ern durch die USA mit aufgebaut
wurde, um die Sowjetunion aus Afghanistan zu vertreiben. 2013 stieg die bis
dahin im Irak durch ihren Terror eher unpopulär gebliebene Al-Kaida in den
syrischen Bürgerkrieg ein und terrorisierte die dortigen Bewegungen. Dort
spaltete  sich  der  IS  von  Al-Kaida  ab,  erfuhr  aber  ähnlich  wie  im  Irak
Widerstand aus der Bevölkerung, auch erste Kämpfe mit Kurd_innen fanden
statt und Anfang 2014 war die IS vorerst zurückgeschlagen. Das sie im Juni
dann derart schnell stärker als zuvor wurde, geht im Wesentlichen auf das
Konto  Nuri  al-Malikis,  dem  inzwischen  zurückgetretenen  schiitischen
Präsidenten  des  Irak  und  Ex-Marionette  der  USA.

Q u e l l e :
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Im Juni 2013 kam es in einigen Städten zu ersten sunnitischen Widerständen
gegen  das  Maliki  –  Regime,  welche  bald  von  diesem  bombardiert  und
belagert wurden. Der IS tat nichts anderes als die Gunst der Stunde zu
nutzen und übernahm im Juni die Stadt Mossul, wobei sie in den Sunniten
sogleich Unterstützer fanden und sunnitische Scheichs der Mörderbande ihre
Städte  überließen.  Blitzartig  zogen  sich  die  irakischen  Truppen  ohne
Ausrüstung zurück, den IS-Horden fielen riesige Mengen Hightech-Waffen
aus westlicher Produktion in die Hände.

Vermutliche Unterstützung erfährt der IS auch von Saudi-Arabien, was sich
von Destabilisierung der Region einen Machtausbau erhofft und auch von der
Türkei, welche verwundete IS-Kämpfer in ihren Krankenhäusern behandelt
und ihre  Grenze zum Irak für  IS-Mitglieder  durchlässig  hält.  Die  Türkei
erhofft sich dadurch eine Schwächung der Bewegung in Kurdistan.

Das bringt uns zurück zu den Kurd_innen selbst.  Die Gebiete der ca. 25
Millionen Kurd_innen erstrecken sich über die Länder Türkei, Iran, Irak und
Syrien  –  Ergebnis  der  kolonialen  Aufteilung  der  Region  durch  die
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Siegermächte des Ersten Weltkrieges, welche die ethnischen Grenzen in der
Region völlig ignorierte und bis heute Grund für Konflikte ist.

Dabei  kommt  es  vor  allem  in  der  Türkei  zu  immer  wiederkehrenden,
gravierenden Differenzen:  Seit  der  kemalistischen Nationalismuspolitik  in
der  Türkei,  welche  vorsah  eine  Türkei  zu  schaffen,  in  der  alle  Ethnien
türkisch sind, unterdrückt der türkische Staat die Kurd_innen und spricht
ihnen  das  1920  kurzzeitig  gegebene  Recht  auf  Autonomie  und
Selbstbestimmung ab. Es kam immer wieder zu Aufständen, welche aber
allesamt von der türkischen Armee niedergeschlagen wurden.

1978 gründete sich die „Arbeiterpartei Kurdistans“ PKK, welche als zentrales
Mittel ihrer Politik den militanten Kampf gegen die Unterdrückung führt,
einige  Anschläge  verübte  und  heute  von  EU,  USA  und  Türkei  als
Terrororganisation  eingestuft,  verboten  und  auch  mit  deutschen
Waffenlieferungen an das türkische Regime bekämpft wird. Abgesehen von
einigen  linken  Phrasen  ist  sie  heute  eher  bürgerlich-nationalistisch
ausgerichtet und fordert inzwischen konföderale Strukturen in der Türkei.
Die  kurdische  Bewegung  findet  zunehmend  Unterstützung  in  türkischen
Gewerkschaften und Umweltverbänden.

Auch  in  den  anderen  drei  Ländern  Irak,  Iran  und  Syrien  waren  die
Kurd_innen als Minderheit  jahrelanger Repression ausgesetzt,  Widerstand
wurde  aufgebaut.  Im  Nordirak  wurde  in  1992  bereits  eine  ansatzweise
Selbstständigkeit erkämpft, bis die dortigen Kurd_innen 2005 im Zuge der
US-Besatzung  von  der  schiitischen  Regierung  eine  weitgehende
Autonomieregion (KRG) mit kurdischer Amtssprache, eigenem Staatsapparat
und Armee (Peschmerga)  anerkannt  bekamen –  allerdings  auch weil  die
dortige kurdische Führung den US-Imperialismus stütze. Inzwischen hat sich
dort  fast  schon  ein  Staat  im  Staate  gebildet,  welcher  infrastrukturell
wesentlich weiter entwickelt ist als der restliche Irak – auch weil die dortige
Autonomieregierung  der  Demokratischen  Partei  Kurdistan  (KDP)  des
korrupten Barzani-Clans das Geld nicht ähnlich massiv in Waffen umsetzte,
wie dies Bagdad tat.

Dann,  2011,  kam  der  arabische  Frühling.  Syrisch-kurdische  Städte



demonstrierten mit als erstes. Als die Revolution dann in einen Bürgerkrieg
überging  und  klar  war,  dass  die  syrische  Opposition  die  kurdischen
Forderungen ebenfalls nicht anerkennt, konzentrierten sich die Kurd_innen
auf die Verteidigung ihrer Gebiete im Norden (Rojava), wo im Januar die
Autonomie  ausgerufen  wurde  und  Rätestrukturen  im  Aufbau  sind  und
zunehmend die Kontrolle übernehmen – wobei diese klar von proletarischen
Räten abzugrenzen sind, vielmehr sind es Volksfronträte. Inzwischen sind
über  eine  Millionen  Menschen  aus  Syrien  in  die  Rojava  geflüchtet,  die
Solidarität füreinander ist angesichts der aktuellen Bedrohung groß: Es ist
den enormen Hilfsleistungen und Lieferungen der türkischen Kurd_innen zu
verdanken, dass es unter dem Feuer syrischer Gruppen und islamistischer
Terroristen eine kurdische Rojava noch gibt.

2011 wurde dort von der PKK-nahen Partei der demokratischen Union (PYD)
ihr militärischer Arm gegründet, welcher zurzeit trotz schlechter Bewaffnung
am erfolgreichsten gegen den IS kämpft. Dabei verteidigt der Arm nicht nur
Rojava, sondern geht auch darüber hinaus gegen die Terrorbande vor. Diese
Miliz  setzt  sich  gleichermaßen  aus  Frauen  (YPJ)  und  Männern  (YPG)
zusammen – ein wesentlicher Grund für die bisherigen Erfolge.

Sowieso ist die kurdische Organisierung in diesem Aspekt sehr progressiv
ausgerichtet:  30-prozentige  Frauenquote  in  der  Autonomieregierung  im
irakischen  Teil,  geschlechterquotierte  Doppelspitzen  auf  allen  Ebenen  in
Rojava und dem türkischen Teil sowie 40-prozentige Frauenquote.

Weibliche  Kämpferinnen  stellen  einen  großen  Teil  der
Selbstverteidigungstruppen  der  Kurd*innen
Q u e l l e :
https://33.media.tumblr.com/07f571bb1c9f231eb3a10722855
f0f8b/tumblr_napm92N41J1tb16pso1_500.jpg

Der IS stellt  eine große Bedrohung für den kurdischen Kampf dar,  aber
angesichts des drohenden Zerfalls des Iraks und Syriens eröffnet
sich  gleichzeit ig  eine  große  Chance  in  Richtung  kurdischer
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Selbstbestimmung.

Die Mächte der NATO – allen voran die USA – stehen vor den Trümmern
ihres imperialistischen Komplexes, mit dem sie versucht haben sich in der
Region festzusetzen und sie zu kontrollieren – gesprengt durch die eigene
Politik, durch die eigenen Waffen. Die Ratlosigkeit des Westens wird deutlich
wenn man betrachtet, dass dieser im Kampf gegen IS sogar eine Allianz mit
dem Iran diskutiert, wovon ihre Verbündeten und gleichzeitig Verfeindeten
des Iran, z.B. Israel und Saudi-Arabien, alles andere als begeistert sind.

Kurdistan könnte sich nun zunehmend als Stabilitätsfaktor und kurzzeitiger,
attraktiver  Partner  zur  Schadensbegrenzung  herausstellen,  welchen  der
Westen  nun  für  sich  zu  gewinnen  versucht  –  was  durch  die  jüngsten
„Unterstützungsbombardements“ und „Hilfstruppen“ durch die USA bereits
bewiesen ist,  letztlich aber nur noch mehr Sunniten in die Arme der IS
treiben wird. Hier geht es natürlich auch nicht vorrangig um Unterstützung
des  kurdischen  Befreiungskampf,  sondern  mal  wieder  um  Rettung
gefährdeter  Interessen:  Kirkuk,  eine  Stadt,  die  ein  riesiges  Ölfeld
kontrolliert, fiel wenige Tage nach der IS-Offensive Anfang Juni in die Hände
der Kurd_innen. Der Befreiungskampf wird also nur in sofern unterstützt, als
er  den  imperialen  Interessen  dienlich  ist  –  was  nicht  heißt,  das  der
imperialistische Westen einen eigenen kurdischen Staat unterstützen wird,
ein Erhalt des Irak ist ihm der eigenen Interessen halber lieber.

Kurdistan wurde außerdem zu einem Zufluchtspunkt für Flüchtlinge aus der
gesamten Region,  was nicht zuletzt  daran liegt,  dass hier kein religiöser
Fundamentalismus  vorherrschend  ist  und  weniger  nach  ethnischer
Homogenität  gestrebt  wird  –  was  allerdings  nicht  unbedingt  für  die
kurdischen  Führer  gilt.

Auf dem Weg zum befreiten Kurdistan liegen aber auch innerhalb der Region
noch große Probleme vor: So ist die Korruption weit verbreitet – vor allem im
schon  oben  erwähnten  Clan  der  Barzanis  und  in  der  PUK,  einer
nationalistischen Partei. Außerdem ist Barzani die Führung der Rojava ein
Dorn im Auge – schließlich sieht er durch sie in Verbindung mit der PKK
seine Vormachtstellung gefährdet. Um seine Macht zu sichern arbeitete der



Clan bisweilen auch mit Erdogan zusammen.

Auf der anderen Seite ist in der Rojava auch nicht alles Gold, was glänzt: die
PKK-nahe  PYD hat  dort  andere  Parteien  illegalisiert  und  eine  autoritäre
Einparteienherrschaft  errichtet.  Die  aus  dieser  Volksfrontpolitik
resultierende Repression schwächt auch den Befreiungskampf und richtet
sich oft auch gegen Linke.

Ein anderes, großes Problem ist die wirtschaftliche Abhängigkeit von der
Türkei  –  nur über sie  gelangt kurdisches Öl  auf  den Markt  und aus ihr
kommen etwa 80 % aller Lebensmittel. Auch die Unterdrückung der Frau
und der LGTB ist trotz Rojava noch immer stark verfestigt.

Unterstützt würde ein eigenständiger kurdischer Staat im Irak aktuell von
Israel,  wegen  des  Öles  wohl  auch  von  der  Türkei  toleriert,  abgelehnt
hingegen vom Iran,  in  den anderen Teilen Kurdistans  gibt  es  dafür  von
anderen Staaten hingegen weniger Unterstützung.

Auf  dem Weg zur  Unabhängigkeit  gilt  es  für  die  Kurd_innen  jetzt  aber
zunächst alle Kräfte gegen IS zu mobilisieren, ihn an der Ausweitung seines
reaktionären, menschenverachtenden Feldzuges zu hindern und ihn letztlich
ein  für  alle  mal  zurückzuschlagen.  Ferner  ist  es  unabdingbar,  jede
Einflussnahme des Imperialismus entschieden abzuwehren, da er Kurdistan
nur  zu einer  neuen Halbkolonie  machen und alles  Progressive  zerstören
würde.

Hier wird gestritten, ob Linke Waffenlieferungen an die kämpfenden Kurden
unterstützen sollen. Was wir hier haben, ist ein kurzzeitiges Zusammenfallen
der  Interessen  von  imperialistischen  Staaten  und  Konzernen  sowie  der
Interessen von für Unabhängigkeit kämpfenden Unterdrückten, welche sich
zudem gegen faschistische Fundamentalisten  verteidigen müssen,  was  in
Kurdistan für YPJ/YPG, als auch für die Peschmerga gilt. Der IS ist im Besitz
von hochtechnologischen Waffen aus US-Produktion, die Verteidiger_innen
der  kurdischen  Gebiete  sind  hingegen  mit  eher  primitiver  Bewaffnung
ausgerüstet. Aus dieser Lage muss die Forderung entstehen, die gegen IS
auftretenden Kräfte auch mit  Bewaffnung zu unterstützen,  wenn sie dies



einfordern. Gleichzeitig lehnen wir eine Waffenkontrolle durch Barzani ab –
die Kontrolle gehört in die Hände der Milizen und der Ausgebeuteten. Auf
der  anderen  Seite  fordern  wir  die  sofortige  Einstel lung  von
Waffenlieferungen  an  die  IS-Unterstützerstaaten.  Uns  ist  bei  diesen
Forderungen bewusst, dass die Imperialisten des Westens die PKK und ihre
Milizen nicht beliefern werden – fordern muss man es dennoch!

Für die Zukunft wird es von entscheidender Bedeutung sein, den aktuellen
Kampf  fortzuführen,  wobei  aber  nur  eine  sozialistische,  revolutionäre
Strategie die Befreiung aller in den kurdischen Gebieten lebenden Menschen
bedeutet – unabhängig von Ethnie, Kultur, Geschlecht und nicht zuletzt vom
äußeren Imperialismus.  Diese Perspektive muss sich nun entwickeln und
beweisen, dass sie die einzige ist, die sich im Kampf gegen die faschistischen
Milizen zugunsten der ärmlicheren Arbeiter_innen und Bauern_Bäuerinnen
entwickeln kann.

Ein  sozialistisches  Kurdistan  kann  dann  aber  nur  überleben,  wenn  der
gesamte  Nahe  Osten  dem  Beispiel  folgt  und  sich  durch  eine  soziale
Revolution der Ausgebeuteten und Abhängigen von Imperialismus, Terror,
Krieg, Korruption und Unterdrückung befreit – was eine riesige Bereicherung
für alle im Nahen Osten lebenden Menschen wäre und letztlich dauerhaften
Frieden gewähren kann.
In der aktuellen Situation stellen wir folgende Forderungen auf:

Stoppt das Massaker der IS – Stopp jeglicher Unterstützung der IS!

Massive humanitäre, strukturelle Hilfe für die Kurd_innen!

Aufbau  von  proletarischen  Rätestrukturen  –  Zerschlagung  der
korrupten Clanstrukuren und Einparteienherrschaften!

Die  Kontrolle  über  die  kurdischen  Gebiete  und  die  dortigen
Unternehmen in die Hände der Ausgebeuteten!

Eine  taktische  –  nicht  politische  –  Einheitsfront  aller  kurdischen,
syrischen  &  irakischen  Milizen,  die  sich  IS  entschlossen
entgegenstellen!



Stopp jeglicher Waffenlieferungen an imperialistische Vertreter und
reaktionäre Banden!

Aufhebung des  PKK-Verbotes,  Streichung von der  Terrorliste  und
Freilassung aller Gefangenen!

Bekämpfung jeglichen Imperialismus – er wird die Situation dort nur
verschlimmern, wie er es bereits tat!

Frieden und Freiheit für Kurdistan!
Q u e l l e :
http://www.antifaschistische-linke.de/Bilder/2010-11-20-heilbr
onn-demo.jpg

Keine  weiteren  Luftschläge  –  Waffenlieferungen  ohne
imperialistische Bedingungen an die gegen IS kämpfenden Milizen,
wenn sie diese einfordern !

Aufbau von Solidaritätsbündnissen zur internationalen Unterstützung
der Kurd_innen!

Grenzen auf für Flüchtlinge! – Grenzen dicht für IS!

Schluss  mit  der  Unterdrückung der  Kurd_innen durch Irak,  Iran,
Türkei und Syrien!

Für  ein  freies,  einiges,  selbstbestimmtes,  säkulares  und
sozialistisches  Kurdistan!

Für die vereinigten, sozialistischen Staaten des Nahen Osten!

Ein Artikel von Lars Filder, REVOLUTION Fulda
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Was  zum  Teufel  ist
Imperialismus?
Wer sich mit Politik auseinander setzt, kommt zwangsläufig zu dem Punkt
sich auch mit politischer Theorie zu befassen. Wir erachten dieses Thema für
äußerst  wichtig  zur  persönlichen Weiterbildung,  wie  auch zur  Schaffung
einer Diskussionsgrundlage mit politischen Gegnern: Der Kommunismus will
schließlich auch wissenschaftlich erklärt werden. In diesem Zusammenhang
wollen wir uns mit dem Begriff des Imperialismus befassen und diesen etwas
näher erläutern.

Der Kapitalismus wird gerne als ein ausgeglichenes System von Angebot und
Nachfrage dargestellt: Waren würden benötigt, die Nachfrage würde durch
Warenproduktion  befriedigt.  Jeder  der  an  diesem  Prozess  teilnähme
profitiere  auch  davon,  seien  es  UnternehmerInnen,  Werktätige  oder
DienstleisterInnen und nicht zuletzt die Gesellschaft. Diese profitiere durch
den von Konkurrenz geförderten Fortschritt – soweit das Märchen.

Die Realität ist jedoch eine gänzlich andere– wie wir nicht zuletzt am eigenen
Leib spüren. Die Produktionsmittel, wie Maschinen und Fabriken, sind in der
Hand einer besitzenden Klasse, der KapitalistInnen. Die Arbeiterklasse ist
von Mitbestimmung weitestgehend ausgeschlossen und erarbeitet den Profit
dieser UnternehmerInnen. Dabei häuft sich Kapital an, welches reinvestiert
werden will, sei es direkt in den Produktionskreislauf oder über den Umweg
verschiedener Unternehmensbereiche. Mit der Anhäufung von Kapital, häuft
sich auch Macht in der Hand der Bourgeoisie, der besitzenden Klasse, an.
Die KapitalistInnen führen dabei einen harten Konkurrenzkampf, innerhalb
einer  Nation  und  auch  über  die  Ländergrenzen  hinweg.  Kontrahenten
werden aufgekauft oder gehen pleite, der Markt konzentriert sich. Doch die
Anhäufung von  Kapital  hat  auch  seine  negativen  Seiten.  Geld  das  nicht
reinvestiert  wird  ist  totes  Kapital.  Ist  mehr  Kapital  vorhanden  als  es
Investitionsmöglichkeiten  gibt,  spricht  man  von  Überakkumulation.  Nun
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müssen entweder neue Absatzmärkte erschlossen werden oder es kommt zu
Absatzkrisen  und  man vernichtet  Produktionsgüter,  etwa durch  gezieltes
Verschrotten oder Krieg.

Imperialismus ist der Begriff  für genau dieses Stadium des Kapitalismus.
Nach Lenin beschreibt der Imperialismus die fortgeschrittenste Form der
kapitalistischen Organisation. Die Ländergrenzen sind zu „eng“ geworden,
das Kapital will sich verbreiten. Es kommt zu einer Ablösung der „freien“
Konkurrenz durch das Monopol bis zur Beherrschung der Produktion – also
die Beherrschung der Märkte durch Großkonzerne. Monopol ist in diesem
Zusammenhang nicht zwangsläufig ein einziges Unternehmen. Meist sind es
mehrere Konzerne die sich einen Wirtschaftssektor aufteilen können. Es ist
dabei  möglich  auch  Preisabsprachen  (Öl-  und  Gaskonzerne,
Telekommunikation)  zu  treffen  und  das  erscheinen  neuerer  Technik  zu
Koordinieren (Automobilsektor)– eine völlige Aufhebung der Konkurrenz ist
jedoch nicht möglich.Die Fusion des Banken- und Industriekapitals hin zum
Finanzkapital  stellt  dabei  eine  wichtige  Vorbedingung  dar.  Dieser
Zusammenschluss bedeutet die Verbindung der beiden wichtigsten Säulen
des  Kapitalismus:  Kontrolle  über  die  Produktion  und  Kontrolle  über  die
Investition, nicht zu vergessen den damit gestiegenen Machteinfluss auf die
Politik. Dieser Konzentrationsprozess des Kapitals findet natürlich weltweit
statt.  Da  aber  die  Bourgeoisie  wirtschaftlich  und  militärisch  schwächer
gestellter Länder diesen Kampf nicht für sich gewinnen kann, bildet sich der
Imperialismus nur in den führenden Ländern aus. Beispiele hierfür sind die
USA, Russland, Deutschland, Frankreich, China usw.

„1.  Konzentration  der  Produktion  und  des  Kapitals,  die  eine  so  hohe
Entwicklungsstufe  erreicht  hat,  daß  sie  Monopole  schafft,  die  im
Wirtschaftsleben  die  entscheidende  Rolle  spielen;  2.  Verschmelzung  des
Bankkapitals mit dem Industriekapital und Entstehung einer Finanzoligarchie
auf der Basis dieses ‘Finanzkapitals’; 3. der Kapitalexport, zum Unterschied
vom Warenexport, gewinnt besonders wichtige Bedeutung; 4. es bilden sich
internationale monopolistische Kapitalistenverbände, die die Welt unter sich
teilen, und 5. die territoriale Aufteilung der Erde unter die kapitalistischen
Großmächte ist beendet. Der Imperialismus ist der Kapitalismus auf jener



Entwicklungsstufe, wo die Herrschaft der Monopole und des Finanzkapitals
sich herausgebildet, der Kapitalexport hervorragende Bedeutung gewonnen,
die Aufteilung der Welt durch die internationalen Trusts begonnen hat und
die  Aufteilung  des  gesamten  Territoriums  der  Erde  durch  die  größten
kapitalistischen Länder  abgeschlossen ist.“  (Lenin,  Der  Imperialismus als
höchstes Stadium des Kapitalismus)

Außenpolitisch  ist  der  Kampf  um die  Vorherrschaft  der  jeweils  eigenen
Kapitalistenklasse natürlich mit  der  Ausweitung des Machteinflusses,  der
Erschließung von Absatzmärkten,  Sicherung von Rohstoffquellen und der
Nutzung  günstigster  Produktionsbedingung,  beispielsweise  in  Schwellen-
oder Entwicklungsländern, verbunden. War in der Kolonialpolitik noch die
militärische Besetzung eines Landes von Bedeutung, geht es nun um die
monopolistische  Einverleibung.  Momentan werden wir  gerade  Zeuge des
Machtkampfes zwischen der EU, Russland und USA um die Ukraine. Die
Ukraine  soll  zum  Partner  der  NATO  vorangetrieben  werden,  militärisch
bedeutet  dies  die  mögliche  Stationierung  von  Truppen  in  rund  500  km
Entfernung zu Moskau, sowie der Abschottung Russlands vom Schwarzen
Meer, dem einfachsten Zugang zum Mittelmeer und Europa. Hunter Biden,
Vertrauter  von John McCain,  Senator  und Unterstützer  der Ukrainischen
Regierung,  stieg  beispielsweise  in  den  Aufsichtsrat  des  ukrainischen
Gasriesen  Burisma  Holdings  ein.  Schritt  für  Schritt  wird  nun  der
wirtschaftliche  Einfluss  ausgebaut.  Russland  versucht  dem  entgegen  zu
wirken  und  sichert  sich  seine  Einflusszone  in  der  Ukraine  gegen  jeden
Protest aus Europa. Die EU will ebenfalls die Ukraine und schnürte bereits
ein  Assoziierungsabkommen,  welches  das  Land  wirtschaftlich  attraktiver
machen  sollte:  Im  Klartext  bedeutet  dies  Kürzungen  des  Sozialsystems,
Privatisierungen, Deregulierungen.

Die Beispiele sind zahlreich. Im Kosovo- und Irak-Krieg, in Libyen verteilte
man die Aufträge für den Wideraufbau an Firmen der jeweils beteiligten
NATO-Staaten, sicherte sich Zugang zur dortigen Wirtschaft und Rohstoffen
und setzte  Marionetten-Regierungen ein.  China kauft  sich massiv  in  den
Afrikanischen Kontinent ein, im Tausch gegen Infrastruktur wie Straßen und

http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2014/07/455431.jpg


Häfen  erhält  man  Erz,  Öl  und  andere  Handelsgüter.  Die  Infrastruktur
ermöglicht obendrein die bessere Ausfuhr und erleichtert die Einfuhr der
Massenware, welche den Kontinent überschwemmt. Bereits jetzt zeichnen
sich Spannungen zwischen USA und China in diesem Bereich ab.
Russland arbeitet daran seinen Einfluss in Europa zu vergrößern, etwa durch
die Monopolisierung des Gashandels. Deutschland nutzt seinen gestiegenen
Einfluss in Europa um schwächere Länder wie Griechenland und Spanien von
sich  abhängig  zu  machen  und  gleichzeitig  gegen  die  Konkurrenz  aus
Frankreich oder Italien zu kämpfen.  Es geht  um nichts  Weiteres als  die
wirtschaftliche Vorherrschaft in Europa – ganz ohne Waffen. Imperialismus
bedeutet die Unterordnung der Mehrheit aller Länder unter einer Handvoll
mächtiger Staaten.

Doch die Aufhebung des Freihandels behindert eine der treibenden Kräfte
des Kapitalismus. Die Monopolisierung hebt die Konkurrenzverhältnisse auf:
Technische  Neuerungen  werde  zu  kostspielig,  Fortschritt  stagniert.  Die
Entwicklung  der  Elektroautos  kam  erst  in  Fahrt  als  sich  im  Zuge  der
Absatzkrise von 2007/08 ein Überlebenskampf unter den Automobilriesen
einstellte.  Jahrzehntelang investierte man Gelder in die Atomenergie und
schöpfte  Milliardengewinne  aus  den  abbezahlten  Meilern  ab,  statt  die
Entwicklung  neuer  Energiequellen  voran  zu  treiben.Lenin  schreibt  dazu:
„Dennoch erzeugt es, wie jedes andere Monopol, unvermeidlich die Tendenz
zur Stagnation und Fäulnis. In dem Maße, wie Monopolpreise, sei es auch
nur vorübergehend, eingeführt werden, verschwindet bis zu einem gewissen
Grade der Antrieb zum technischen und folglich auch zu jedem anderen
Fortschritt, zur Vorwärtsbewegung; und insofern entsteht die ökonomische
Möglichkeit, den technischen Fortschritt künstlich aufzuhalten.“ (Lenin, Der
Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus)

Der fortschreitende Imperialismus beschleunigt den Zerfall des Systems.
Der Kapitalismus trägt demnach seineneigenen Niedergang in sich, was
jedoch nicht bedeutet, dass der Untergang unausweichlich ist. Kommt es zu
keiner organisierten Gegenwehr der Mehrheit
der Bevölkerung, sprich der Arbeiterklasse, kann die Bourgeoisie ihr System
restaurieren  und  durch  die  Vernichtung  von  Kapital  wieder  künstlich
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Nachfrage generieren. Dieses Spiel lässt sich zwar nicht auf ewig fortführen,
rettet  den Kapitalismus aber bis  zur nächsten Krise.Der Aufschwung der
Wirtschaft nach der Zerstörung durch den 1. Weltkrieg hielt gerade einmal
ein  gutes  Jahrzehnt.  Dann  folgte  eine  weitere,  tiefgreifendere
Weltwirtschaftskrise.

Die  Aufgabe  der  Arbeiterklasse  muss  es  deshalb  sein  Gegenwehr  zu
organisieren, wie etwa Streiks in Schulen, Universtäten und Betrieben. Der
Aufbau eines  schlagkräftigen Gewerkschaftsapparates,  frei  von gekauften
Funktionären,  einem revolutionären Programm statt  Co-Management.  Für
die Jugend bedeutet dies Praxis in den aktiven Kämpfen zu sammeln und
demokratische  Strukturen  zu  errichten.  Politische  Bildung  und  die
Erfahrungen in demokratischer Organisierung sind das Rüstzeug das wir
dafür brauchen. Keine Demokratie ohne Demokraten – Keine Revolution ohne
Revolutionär*innen!

Baltasar Luchs, REVOLUTION Karlsruhe

Ukraine:  Der  Kalte  Krieg  des
Kapitals
In  der  Ukraine  spielt  sich  die  letzten  Monate  ein  Szenario
imperialistischer Politik ab, wie es an Offenheit seinesgleichen sucht
–  Es  geht  um den  Ausbau  der  Einflusssphären  der  Machtblöcke,
Erschließung neuer Absatzmärkte und die Erweiterung/ den Erhalt
des  militärischen Wirkungsradius.  Die  Ukraine,  zerrissen  von den
Interessen  des  Finanzkapitals  und  der  Industrie,  sowie  des
bürokratischen Verwaltungsapparates, ausgebeutet durch Korruption
und  Machtkämpfe,  bietet  einen  günstigen  Nährboden  für  die
Ränkespiele der EU, den USA und Russland. Die Folge ist ein Land am
Rande  eines  Bürgerkriegs,  gebeutelt  von  immens  wachsendem
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Rassismus  und  Nationalismus  sowie  einer  Wirtschaft  auf  Talfahrt.

Das  unterdrückerische  Regime  Janukowitschs,  wie  auch  das  seiner
Vorgänger,  hatte  das  Vertrauen der  Bevölkerung verspielt.  Bereits  stark
geschädigt und verschuldet von der Wirtschaftskrise 2008, lockte die EU, die
Europäische Zentralbank (EZB) und der Internationaler Währungsfond (IWF)
mit  billigen  Krediten  und  staatlichen  Hilfsgeldern  zur  Rettung  der
ukrainischen  Wirtschaft.  Doch  diese  Unterstützung  war  verbunden  mit
harten Austeritätsprogrammen, welche die Zerschlagung des Sozialsystems,
den  Abbau staatlicher  Subventionen  im öffentlichen  und wirtschaftlichen
Bereich,  sowie  eine  Privatisierungswelle  von  staatlichen  Betrieben
beinhaltet. Kurz: ein neoliberaler Rundumschlag. Die Programme bedeuten
ein radikales Absenken der Staatsausgaben und die Verdrängung des Staates
als sozial-regulierenden Faktor. Der Neoliberalismus verlangt nach freiem
Walten der kapitalistischen Wirtschaft, die Verarmung der ArbeiterInnen ist
dabei bewusstes Ziel, denn wer auf jede Arbeit angewiesen ist, ist für sie
leichter auszubeuten.

Teile des Programms wurden bereits umgesetzt,  wie die Privatisierungen,
die  über  das  Land  fegten  und  zu  einer  Steigerung  der  Arbeitslosigkeit
führten,  andere  Punkte  stehen  noch  aus.  Die  Auswirkungen  der
Wirtschaftskrise haben das Lohnniveau bereits drastisch sinken lassen, heute
sind  es  umgerechnet  durchschnittlich  200-300  €  pro  Monat.  Die  Folgen
waren Verarmung weiter Teile der Bevölkerung, die verbliebenen sozialen
Sicherungssysteme  waren  zu  schwach,  dem  entgegen  zu  wirken.  Ein
gefundenes Fressen also für die nationalistischen und neoliberalen Kräfte,
welche sich als Opposition gegen Janukowitsch etablierten. Das von der EU
geforderte  Assoziierungsabkommen  hätte  diese  Spirale  noch  weiter
vorangetrieben. Die Schuldensituation ist momentan fatal. Zur Deckung des
Staatshaushaltes  für  dieses  Jahr  sind  35  Mrd.  Dollar  von  Nöten,  die
Verschuldung  bei  europäischen  Einrichtungen  beläuft  sich  auf  23  Mrd.
Dollar. Das Rating lässt mittlerweile keinen Spielraum mehr: Die Ukraine ist
„Nicht als Investment geeignet.“  Wird keine Hilfe geleistet, droht dem Land
ein erneuter Staatsbankrott. Russland bot Janukowitsch im Dezember knapp
11 Mrd.  Euro,  brach das Vorhaben nach dem Umsturz jedoch ab.  Diese



Zahlungen waren mit keinen Auflagen verbunden. Die EU lockt ebenfalls mit
11  Mrd.  Euro.  Eine  Anbiederung  an  die  EU  hätte  außerdem  eine
Distanzierung  von  Russland  zur  Folge,  was  besonders  für  die  starken
Industriellengebiete im Osten des Landes das Aus bedeuten würden. Der
Stahl- und Maschinenbau der Ukraine ist an den russischen Markt gebunden
und  überhaupt  nicht  dazu  fähig,  mit  den  europäischen  Preis-  und
Qualitätsvorgaben  zu  konkurrieren,  geschweigen  denn,  erst  einmal  die
Produktionsstandards des EU-Regelwerks zu erreichen. Die Anbindung an
die EU hätte in kürzester Zeit den Ruin und den Ausverkauf der ukrainischen
Industrie  zur  Folge.  Selbiges  gilt  auch  für  den  nicht  zu  verachtenden
Landwirtschaftlichen  Sektor  der,  wie  in  Griechenland  geschehen,
zusammenbrechen würde. Dass die illegitime Übergangsregierung in Kiev
dieses  Abkommen  nun  unterzeichnet  hat,  ist  ein  Verstoß  gegen  jedes
Rechtsverständnis: Europa will Fakten schaffen und spielt sich als Retter auf!

Rechte Kräfte kontrollieren den Maidan

Die  Proteste  gegen  die  Ablehnung  des  Assoziierungsabkommens  durch
Janukowitsch  wurden  von  Anfang  an  von  den  bürgerlichen  und
nationalistischen Kräften der West-Ukraine, mit der Konzentration in Kiew,
getragen.  Von  Anfang  an  hatte  der  Widerstand  auch  eine  soziale
Komponente, es ging gegen Korruption, Polizeigewalt, Arbeitslosigkeit und
Armut. Doch die Ausrichtung und Ziele waren klar konterrevolutionär, da
jede  Form  linker  Perspektive  unterdrückt  wurde,  Nationalismus  statt
internationaler Solidarität der ArbeiterInnen. Der Nährboden des Protests,
gepaart  mit  dem  streng  militärischen  und  gewaltbereiten  Auftreten  der
rechtsradikalen Kräfte, verhalf ihnen zu Ansehen und ließ sie schnell zum
Sympathieträger wachsen. Für sie war es ein leichtes, die Kritik gegen das
bestehende System mit  Rassismus und nationalsozialistischer Rhetorik zu
verbinden und besonders gegen Juden, Russen und Kommunisten zu hetzen.
Jede  Form  von  linkem  Einfluss  auf  die  Proteste  wurde  gezielt
niedergeschrien,  verjagt  oder  brutal  zusammengeschlagen,  seien  es  nun
GewerkschafterInnen, FeminstInnen, AnarchistInnen oder KommunstInnen.
Besonders  die  der  NPD nahestehende Partei  Svoboda (Freiheit)  lief  den
bürgerlichen Parteien wie der UDAR um Vitali Klitschko und auch der Partei



Vaterland,  um Julia  Timoschenko,  den  Rang  ab  und  könnte  bis  zu  den
Regierungswahlen im Mai ein führender Faktor in der ukrainischen Politik
werden.

Für  die  Jugend  stellen  sie  einen  attraktiven  Anlaufpunkt  dar:  Jahrelang
unterdrückte  Wut  und  der  Anschein  einer  radikalen  Perspektive.  Die
Orangene Revolution 2004 durch Wiktor Juschtschenko trieb bewusst das
Nationalbewusstsein  der  Ukraine  voran,  stilisierte  in  den  neuen
Unterrichtsmaterialien den Faschisten Stepan Banderas als Nationalhelden
und Freiheitskämpfer und verwischten seine Kriegsverbrechen. Auch stieg
die  Jugendarbeitslosigkeit  von 14,9% auf  18,6% an.  Die  Städte  erfuhren
einen starken Zuwachs, ohne jedoch ausreichende Perspektiven zu bieten, so
arbeiten  40%  der  Hochschulabsolventen  in  Positionen  weit  unter  ihrer
Anforderung. Die Frustration ist dementsprechend groß und so sind es vor
allem die  desillusionierten  jungen  Menschen,  die  in  die  rechten  Milizen
strömen.  Für uns als  Jugendliche ist  es  in  einer  solchen Situation umso
wichtiger, den Drang zur Veränderung auf ein Programm zu lenken, welches
eine wirkliche Perspektive bietet. Wir stehen für ein Programm der sozialen
Revolution,  anstatt  einer  Bewegung,  die  einzig  und  allein  auf   die
Machtverschiebung  hin  zu  einer  neuen  Gruppe  der  Besitzenden  Klasse
abzielt, nichts anderes stellen die Bewegungen in Richtung EU oder Russland
dar.

Svoboda  und  die  rechtsradikalen  Milizen,wie  der  Rechte  Sektor,  die
faschistische  Bratstvo  (Bruderschaft),  C14  oder  die  Anhänger  der
Ukrainischen Aufständischen Armee üben politischen Terror aus und prägen
mit Nazisymbolik wie der schwarzen Sonne, dem Keltenkreuz, SS-Runen und
auch Hakenkreuzen das Bild des Maidan. Allgegenwärtig sind auch Bilder
des Nazikollaborateurs und Massenmörders Stepan Banderas, und die Fahne
der Ukrainischen Aufständischen Armee, schwarz-rot.

Westliche Medien, aber auch Parteien wie CDU/ CSU, die Grünen oder die
Heinrich Böll Stiftung betonen immer wieder die friedlichen Absichten der
Proteste, schoben jede Form der Gewalt dem Regime Janukowitschs in die
Schuhe und leugneten die Präsenz der faschistischen Kräfte oder spielten
ihren Einfluss herunter. Man sprach sogar von den Lügen Moskaus, welche



die Proteste verunglimpfen sollte – klassische Propaganda der Machtblöcke.

Im  Gegenteil,  die  Rechtsradikalen  waren  federführend  in  den
Straßenkämpfen  beteiligt,  was  sie,  im  Vergleich  mit  Klitschko,  als  die
treibende  Kraft  wirken  ließ.  Viele  Menschen  des  Maidan  haben  das
Vertrauen in die Politik verloren und erhoffen sich durch die Präsenz der
rechten Milizen ausreichend Druck für Veränderungen. Der Zulauf zu diesen
Gruppen  im  Westen  des  Landes  ist  immens.  Die  faschistische  Svoboda
sicherte  sich  in  der  Übergangsregierung  mehrere  Ministerposten,  den
Vizepremier  und  den  Generalstaatsanwalt.  Den  Nationalen  Sicherheitsrat
leitete der Kommandant des Maidan, Andrij Parubi, sein Stellvertreter ist der
Anführer des Rechten Sektors,  Dmitrij Jarosch. Auf den Straßen wird offener
Terror betrieben, linke Zeitungsredaktionen verwüstet, die Büros der KPU
gestürmt, die Mitgliederlisten gestohlen und Todeslisten politischer Gegner
erstellt. Jede Form des Widerstands wird bekämpft, Aktivisten gejagt und
eingeschüchtert.  Aus  dem  Ausland  erfahren  die  Milizen  Zulauf,
beispielsweise aus Polen, Tschechien, Ungarn und Schweden. Ähnlich wie in
Griechenland findet eine Zusammenarbeit zwischen den Sicherheitskräften
und den rechten Milizen statt, teilweise kam es sogar zum Überlaufen von
Polizei-Einheiten. Auch der Kern der Neugegründeten Nationalgardebesteht
vorwiegend aus den rechten Kämpfern des Maidan.

Ein Riss geht durch die Ukraine

Die Situation im Osten des Landes ist eine gänzlich andere. Hier liegen die
Hochburgen  Janukowitschs  und  die  Bevölkerung  ist  vorwiegend  russisch
geprägt. Dieser Umstand deklassifiziert den Umsturz in Kiew als Putsch, statt
einer Revolution getragen von den Massen. Doch auch hier geben wieder die
Nationalisten den Ton an, setzen jedoch auf die Unterstützung Russlands.
Unter dem Vorwand, den Stützpunkt der russischen Schwarzmeerflotte auf
der Krim und die russische Bevölkerung zu schützen, marschierten russische
Truppen in die Ukraine ein, besetzen die strategisch wichtigen Punkte und
setzten ukrainische Armee- und Polizeikasernen fest. Auf der Krim bildete
sich  zeitgleich  eine  Parallelregierung  gegen  die  Regierung  in  Kiew  und
führende Militärs und Polizeikommandeure liefen über.



Doch für die Bewohner der Ukraine ist von Russland keine Hilfe zu erwarten.
Auch hier werden
lediglich  die  ökonomischen  und  militärischen  Interessen  einer
imperialistischen Großmacht vertreten. Stattdessen droht nun das Land in
einen Bürgerkrieg gerissen zu werden- die ukrainischen Truppen wurden
ebenfalls mobil gemacht. Die Ukraine ist zu einem Spielball zwischen den
bereits aus dem Kalten Krieg bekannten imperialistischen Kräften der NATO-
Staaten  und  Russland  verkommen.  Es  ist  eine  Wahl  zwischen  Pest  und
Cholera,  denn  beide  Perspektiven  bieten  der  Bevölkerung  nur  den
Ausverkauf.  Weder  Brüssel  noch  Moskau  –  Ukraine  unter  Kontrolle  der
ArbeiterInnen!

Für den Widerstand der Ukraine ist es nun wichtig, die Erkenntnis aus der
Lage zu ziehen. Will man sich aus diesem Würgegriff befreien, muss eine
Bewegung der Arbeiterschaft geschaffen werden, eine Bewegung, die die
Interessen des Proletariats vertritt und den nationalistischen Kräften beider
Lager die Stirn bietet. Die stärkste Waffe in diesem Kampf stellt dabei die
ökonomische Macht der Arbeiterklasse dar: Die Waffe des Generalstreiks.
Die kommunistische Partei der Ukraine bietet allerdings keine Perspektive:
sie hat sich nicht nur an Janukowitsch und die Gunst der Oligarchen verkauft,
sondern ist zudem überaltert und besitzt zu wenig Schlagkraft, um wirklich
Widerstand leisten zu können – trotz der angeblichen 150.000  Mitglieder.
Das Vertrauen in sie ist unter der Bevölkerung längst vergangen.

Wo  Unrecht  zu  Recht  wird,  wird  Widerstand  zur  Pflicht  –  Den
Selbstschutz aufbauen!

Die Gruppe Borotba (Kampf) stellt sich gegen die Politik aus Brüssel und
Moskau  gleichermaßen  und  ruft  in  ihren  Kampagnen  und  Aktionen  die
Bevölkerung auf, sich nicht durch Rassismus und Nationalismus spalten zu
lassen. Die Gruppe hatte bereits auf dem Maidan versucht, Fuß zu fassen,
und ihre Ansichten zu vertreten, ihr Zelt wurde jedoch eingerissen und die
Aktivisten krankenhausreif geschlagen. Aus Kiew musste man sich aus Angst
um das Leben der Mitglieder zurückziehen, man operiert aber weiterhin vor



Ort im Untergrund. Ihr Hauptagitationsfeld liegt im Osten des Landes, hier
besteht  noch  Propagandafreiheit  für  linke  Gruppen  und  man kann  ohne
Gefahr Öffentlichkeitsarbeit betreiben. Dennoch stellen die nationalistischen,
prorussischen Kräfte, wie auch die Russische Armee selbst, eine ständige
Bedrohung dar, welche mit ebenso harter Hand zuschlagen werden, wenn ihr
Machtanspruch  in  Frage  gestellt  wird.  Die  Gruppe  baut  gezielt
antifaschistische Gegenwehr auf, versucht alle Kräfte, die Widerstand leisten
w o l l e n ,  z u  v e r e i n e n  u n d  o r g a n i s i e r t  a n t i f a s c h i s t i s c h e
Selbstverteidigungsorgane.  Diese Taktik  ist  unumgänglich Anbetracht  der
Vorstöße von rechten Milizen in weiteren Städten und Dörfern des Landes.
Auch  wurde  bereits  von  versuchten  Betriebsbestzungen  der  Faschisten
berichtet,  die  jedoch  von  den  Belegschaften  zurückgeschlagen  werden
konnten.

Die antifaschistischen Schutzorgane sind die Grundlage einer jeden sicheren
Arbeit, nur sie können den Schutz der AktivistInnen, ArbeiterInnen und ihrer
Einrichtungen gewähren. Ein wichtiger Schritt hierzu ist der Vorstoß in die
instabilen Kräfte von Polizei und Militär, um direkte Soldatenräte zu gründen
oder  so  viel  wie  möglich  an  MitkämpferInnen  aus  den  Strukturen
herauszubrechen. Die Schwächung des Sicherheitsapparates erleichtert die
Arbeit  der  RevolutionärInnen.  Auch  muss  Zugriff  zu  den  staatlichen
Waffenarsenalen verschafft werden, will man gegen die schwerbewaffneten
und gut trainierten Kämpfer der rechten Milizen ernsthaft Bestand haben.

Zur  Koordinierung  der  politischen  Arbeit  und  des  antifaschistischen
Widerstandes müssen regionale und überregionale Räte gebildet werden: Die
demokratisch gewählten und abwählbaren Regierungen der Arbeiterklasse.
Sie  allein  können  diese  Aufgabe  bewerkstelligen  und  den  kämpfenden
Gruppen ein politisches Programm geben. Wichtig ist auch die Organisierung
von  Lebensmitteln,  Medikamenten,  Treibstoff,  Waffen  und  Munition.
Innerhalb  der  industriellen  Betriebe,  den  Kraftwerken  und  der
Wasserversorgung,  Einrichtungen  wie  Verkehrsbetrieben  Krankenhäusern
und  Schulen  muss  versucht  werden,  ebenfalls  Rätestrukturen  zu  bilden.
Diesen obliegt die Weiterführung der Arbeit dieser Einrichtungen, als auch
ihre  Verteidigung  gegen  die  Angriffe  von  Kapital,  Regierung  und/  oder



Faschisten. Neben der Regierung in Kiew ist der erklärte Hauptfeind auch im
Osten  des  Landes  die  pro-russische  Parallel-Regierung  und  die
nationalistischen Kräfte.  Auch  das  russische  Militär  wird  dem Entstehen
dieser Strukturen keinesfalls tatenlos zusehen, beanspruchen sie doch den
„Widerstand  gegen  die  Faschisten“  für  sich.  Alle  Bestrebungen  in  diese
Richtung  sind  mit  ständiger  Verhaftung  bedroht  und  müssen  mit
entsprechenden  Vorsichtsmaßnahmen  betrieben  werden.

Die  Entstehung  der  Übergangsregierung  und  die  Intervention  Russlands
haben klar und deutlich gezeigt, dass die einzige treibende Kraft, die eine
soziale Veränderung schaffen kann, die Arbeiterklasse der Ukraine ist. Jeder
der jeweiligen Blöcke handelt im Interesse seiner Bourgeoisie und versucht
die  ukrainischen  Oligarchen  auf  seiner  Seite  zu  haben.  Die  Agenda  der
europäischen  Union  und  die  Politik  der  neuen  Regierung  ließen  den
Übergangspräsidenten  Jazenjuk  von  einem  „Kabinett  von  politischen
Selbstmördern“ sprechen, das dazu bereit ist, auch die härtesten Einschnitte
im Staatshaushalt umzusetzen – kostet es auch die Verarmung einer ganzen
Bevölkerung. Schon jetzt geht man von einem Sechstel der Staatsausgaben
aus. Derweil rüsten NATO und Russland hoch und treiben ihre „Schützlinge“
in einen Bürgerkrieg, in dem es keine Gewinner geben wird.

Der Hauptfeind steht im eigenen Land!

Die Bundesregierung, als federführende Kraft der EU, treibt ihren Einfluss in
der  Ukraine  ohne  Rücksicht  voran.  Unterstützungsgelder  der  Konrad-
Adenauer-Stiftung (CDU) für den Putsch der Opposition, Händeschütteln von
Frank-Walter  Steinmeier  (SPD)  mit  den  überzeugten  Faschisten  von
Svoboda,  die  Propaganda-Maschinerie  von  Presse  und  Politik,  welche
vehement die Krise zu ihren Gunsten auslegen.  Unser Rückschluss muss
daher sein, in Solidarität zu den ArbeiterInnen der Ukraine zu stehen. Die
Politik der Bundesregierung muss offengelegt werden. Die Auswirkungen der
Wirtschaftskrise müssen mit dem Machtausbau des deutschen Kapitals in
Verbindung  gebracht  werden,  wie  auch  die  aller  anderen  Angriffe  der
Kapitalisten  auf  die  Errungenschaften  der  Arbeiterklasse  weltweit:
Aussetzung  demokratisch  gewählter  Regierungen,  Sozialabbau  und
Ausverkauf  von  öffentlichem  Eigentum.



Unsere Aufgabe ist es, der deutschen Bourgeoisie in den Rücken zu fallen,
den  Kampf  gegen  Regierung  und  Kapital  fortzusetzen.  Finanzielle  und
ideologische Unterstützung der kämpfenden GenossInnen in der Ukraine.
Aufbau einer revolutionären Bewegung der Arbeiterklasse in Deutschland
und Durchführung des Generalstreiks europaweit:  Unser historisches Ziel
bleibt die Revolution!

Die Dividenden steigen und die Proletarier fallen.

(Rosa Luxemburg)

 

 

Frauen in der Oktoberrevolution
… denn sie haben so vieles zu gewinnen!

Das Bild, das uns in den Kopf kommt, wenn wir an die Russische Revolution
denken,  ist  sehr  männlich  geprägt.  Das  bedeutet  aber  nicht,  dass  keine
Frauen  an  der  Revolution  teilgenommen  haben.  Im  Gegenteil:  Zu
Kriegsbeginn  war  rund  die  Hälfte  des  russischen  Industrieproletariats
weiblich und die Arbeiterinnen von Wyborg, einem Stadtteil von Petrograd,
waren  es,  die  im  Februar  1914  zum  Streik  aufriefen  und  sich  die
Unterstützung  der  Soldaten  versichern  ließen,  als  alle  anderen  noch
zögerten. Trotzdem denken wir zuerst an Lenin und Trotzki, wenn wir von
der Führung der Bolschewiki reden. Aber gerade, weil der erste Streik gegen
die provisorische Regierung 1917 bei Wäscherei-Arbeiterinnen stattfand und
die Frauen am entschlossensten für den 8-Stunden-Tag kämpften, wollen wir
uns  in  einem  Artikel  den  Bolschewistinnen  zuwenden,  die  sonst  oft
unbeachtet  bleiben.

https://onesolutionrevolution.de/frauen-in-der-oktoberrevolution/


Doch,  wie  ein  Zeitgenosse  sagte:  „Sind  die  Frauen  erst  einmal  für  die
revolutionäre Partei gewonnen, werden sie die tapfersten und militantesten
Kämpferinnen sein, da sie so vieles zu gewinnen haben.“

Zuerst sollte man Russland im globalen Zusammenhang betrachten. In einem
Land, das wirtschaftlich sehr rückschrittlich war und das bis dato von einer
Monarchie regiert wurde, war Gleichstellung der Geschlechter selbst in den
kühnsten  Träumen  kein  Thema.  Nach  dem  Ausbruch  der  Revolution
kämpften Frauen im Bürgerkrieg Seite an Seite mit den Männern, betrieben
politische Agitation und hatten in allen Gremien Mitspracherecht. In anderen
Ländern  erhofften  sich  Frauen  zu  dieser  Zeit   noch  das  bürgerliche
Wahlrecht.

Die soziale Struktur innerhalb der weiblichen Bolschewiki unterschied sich
jedoch von jener der Männer. Sie kamen hauptsächlich aus mittleren und
oberen Schichten, was nicht verwunderlich ist, wenn man sich anschaut, wie
viel Zeit eine Bäuerin gehabt hätte, sich nach getaner Arbeit politisch zu
schulen und in einer Organisation aktiv zu werden.

Obwohl  von  staatlicher  Seite  immer  wieder  versucht  wurde,  gerade
Bäuerinnen  und  Proletarierinnen  von  der  „Männersache“  Politik
auszuschließen, schlossen sich zunehmend mehr Frauen unterschiedlichen
Organisationen wie den SozialrevolutionärInnen, den Menschewiki und den
AnarchistInnen an. Die meisten  gingen jedoch zu Lenins Bolschewiki, wo ihr
Beitritt sehr begrüßt wurde. Frauenunterdrückung wurde in allen Klassen
wahrgenommen  und  als  Problem  angesehen,  das  immer  mehr  an
Konfliktpotential gewann. Die Frauen waren in jeder Hinsicht an die Männer
gebunden, u.a. weil sie sich nicht scheiden lassen durften.

Die  politischen  Strömungen,  die  sich  daraus  entwickeln,  sind  ähnlich
unterschiedlich wie heutzutage, aber in Russland waren sie deutlicher und
offensichtlicher  voneinander  abzugrenzen.  Die  liberalen  FeministInnen
forderten  Reformen  von  der  Regierung,  um  sich  dem  Standard  der
westlicheren  Frauenrechte  anzupassen  und  eine  kleine  Verbesserung  zu



ermöglichen. Sie wollten aber nicht den Kapitalismus stürzen und weigerten
sich auch, das Problem der Frauenunterdrückung als eine Klassenfrage zu
begreifen. Ihre Forderungen richteten sich primär auf Verbesserungen für
Frauen aus der Mittelklasse.

BolschewistInnen  hingegen  erkannten  diesen  Feminismus  als  eine
bürgerliche Ideologie und argumentierten, dass er das wesentlichste aller
Probleme,  das  Recht  auf  Privateigentum  an  Produktionsmitteln,  nicht
beachtet.

Um zu verstehen, warum die Bolschewiki so eine große Anziehungskraft auf
die Frauen ausübten, muss man ihre politische Positionierung zu dem Thema
betrachten, deren Ursprünge bei Marx und Engels und deren Forschungen
u.a. zur bürgerlichen Familie liegen. Dem zu Grunde liegt die Feststellung,
dass  die  Familie  kein  naturgegebenes  Phänomen,  sondern  eine  an  die
Produktionsprozesse angepasste Struktur ist. Für viele Frauen war es eine
logische  Schlussfolgerung,  die  Aufteilung  und  Vergesellschaftung  der
Hausarbeit zu fordern, und zwar nicht erst nach der Revolution, sondern
schon als Vorbedingung, um überhaupt Frauen in die politische Arbeit zur
Vorbereitung einer Revolution einbeziehen zu können. Diese Forderung nach
Unabhängigkeit der Frauen von Männern sind ist ein zentrales Element des
Marxismus.

Alle bekannten Bolschewistinnen schildern ihren Weg in die Organisation in
ähnlicher Weise. Nachdem sie erfahren mussten, was Frauenunterdrückung
bedeutet,  kamen sie zur revolutionären Bewegung, informierten sich und
wurden dann Mitglied. Doch Vorsicht: Solche Darstellungen sind auch oft
stalinistisch  geschönt,  denn  es  war  nicht  für  jede  Frau  so  einfach,  den
Bolschewiki  beizutreten und mit  ihnen politisch aktiv  zu  werden –  nicht
zuletzt, weil auch in der Partei nicht alle Vorbehalte gegenüber Frauen von
vornherein ausgeräumt waren.

Die Phase der wirklichen Gleichberechtigung von Frauen war leider nur sehr
kurz. Je größer Stalins Einfluss wurde, desto weniger aktiv waren die Frauen
in  den  Ortsgruppen,  da  ihnen  aufs  Neue  die  Hausarbeit  und  die
Kindererziehung  zugeschrieben  wurde.  Dies  geschah  jedoch  auf  subtile



Weise,  denn  nach  außen  wurde  es  sehr  begrüßt,  wenn  Frauen  auch  in
Fabriken  arbeiten  gingen.  Aber  die  finanziellen  Mittel  für  öffentliche
Kinderbetreuung wurden fortlaufend gekürzt, so dass die Frau am Ende nur
doppelt belastet war. Ebenso wie die Arbeiter auf perverse Weise heroisiert
wurden, geschah dasselbe mit den Frauen in ihrer Rolle als Mütter, die für
den Nachwuchs der Sowjetunion sorgten. Viele Errungenschaften für Frauen
wurden unter Stalin wieder zurückgedreht.

Ungefähr ein Drittel aller Bolschewistinnen wurde durch Verwandte politisch
geprägt, Alexandra Kollontai bekam beispielsweise mit, wie ihre Brüder, die
in der Opposition waren, schikaniert wurden. Letztendlich nahmen aber die
alltäglichen  Situationen  zu,  welche  die  Frauen  politisierten,  denn  die
Schlangen, in denen man auf Brot wartete, wurden länger und die Polizei
wurde rabiater, wenn sie Demonstrationen verhindern sollte.

Doch  je  aktiver  eine  Frau  wurde,  desto  größer  wurde  die  Gefahr  der
Repression gegen die eigene Familie, so dass einige Frauen, wie z.B. Vera
Karavaikova, den Kontakt komplett abbrachen, bevor sie in den Untergrund
gingen, oder ihre Ehemänner verließen, wenn sie nicht politisch mit ihnen
übereinstimmten.

Das Leben innerhalb  der  Organisation entwickelte  sich in  immer größer
werdendem  Gegensatz  zum  Rest  der  Gesellschaft,  in  der  es  keine
Selbstverständlichkeit war, dass Männer und Frauen zusammen arbeiteten,
die Partei hätte es sich zudem auch nicht leisten können, Mitglieder auf
Grund ihres Geschlechts auszuschließen.

Es  wurde  relat iv  schnel l  klar,  dass  eine  reine  Negation  des
Geschlechterverhältnisses  keinen Fortschritt bringen würde, sondern eine
Auseinandersetzung mit dem Thema  „Frauenunterdrückung“ tiefgreifender
sein muss. So wurden zuerst Treffen nur für Frauen organisiert, bei denen
nicht  nur  über  Politik  gesprochen  wurde,  sondern  die  auch  kulturelle
Angebote  machten.  Sie  wandten  sich  an  die  Textilarbeiterinnen,  an  alle
unorganisierten  Proletarierinnen  und  begannen  mit  dem  Aufbau  von
Gewerkschaften  für  Hausangestellte.



Ab 1914 wurde dann die Zeitung „Rabotniza“ (Arbeiterin) veröffentlicht, die
sofort großen Anklang fand und von der bolschewistischen Partei finanziert
wurde. Eines der ersten Themen war der Internationale Frauentag 1914,
jedoch wurden nicht mehr als sieben Ausgaben veröffentlicht, da die Polizei
die Redaktionsmitglieder verhaftete.

Das Verbot der Zeitung zeigte, dass offensichtlich von organisierten Frauen
mit  politischem  Bewusstsein  und  klaren  Forderungen  eine  große  Kraft
ausgehen kann, die man unterbinden wollte. Es wird daran auch deutlich,
dass  Schulung  und  Emanzipierung  der  Frauen  auch  in  ausschließlich
weiblichen Kollektiven gut und notwendig ist, die Revolution insgesamt aber
nur erfolgreich sein kann, wenn Männer und Frauen gemeinsam kämpfen.
Gebildete Frauen können Anführerinnen in politischen Aktionen sein und die
gemeinsamen Kämpfe mit den Männern anleiten. Ignoriert man die Frauen
jedoch,  verstärkt  man damit  die  Gefahr,  den  Kampf  zu  spalten  und  die
Konkurrenz untereinander zu verstärken.

Dass dieses Konzept der gemeinsamen politischen Aktivität funktioniert, lässt
sich  daran  ersehen,  dass  Frauen  in  al le  Vorbereitungen  zur
Oktoberrevolution  involviert  waren.

Die  Beschlüsse,  die  1918  bezügliche  Ehe,  Familie  und  Vormundschaft
getroffen wurden,  sind vermutlich  die  fortschrittlichsten,  die  die  Welt  je
gesehen hat. Die Abtreibung wurde legalisiert, Ehen konnten viel leichter
geschlossen  und  wieder  geschieden  werden,  wobei  beide  Ehepartner
gleichberechtigt waren. Außerdem wurde Adoption stark kritisiert, weil man
die Ausnutzung der Kinder als billige Arbeitskräfte befürchtete.

Doch auch die Frauenpolitik blieb nicht von der stalinistischen Bürokratie
verschont. Die Umgestaltung der Partei 1924 benachteiligte nicht nur die,
die offene Kritik äußern wollten, um Fortschritte zu erzielen, sondern es
waren auf einmal auch weniger Frauen, die Posten bekleideten. Man erklärte
die Befreiung der Frau für bereits  abgeschlossen und sah deshalb keine
Notwendigkeit mehr für Einrichtungen, die nur für Frauen bestimmt waren.
Es ging sogar  soweit,  dass  es  besondere Straftatbestände  gab,  die  nur
Frauen begehen konnten, wie Teil einer Familie zu sein, die „ein Feind des



Volkes“ ist. Trotzki meinte daher, dass die Bürokratie es geschafft habe, den
reaktionärsten  Kern  der  Klassengesellschaft  wieder  herzustellen:  die
bürgerliche  Familie.

Das Schicksal der Frauen, die gegen den Stalinismus
ankämpften, ähnelte dem ihrer männlichen Genossen. Ewgenia Bosch nahm
sich 1925 das Leben, als sie sah, wie sich die Dinge entwickelten. Andere,
wie Kollontai, Krupskaja und Stassowa, lernten, sich zu arrangieren.

Die politischen Leistungen der Bolschewistinnen sind heute weniger präsent,
als sie es sein sollten. Doch es ist unsere Aufgabe, aus ihrer Geschichte zu
lernen,  ihre  Methoden  zu  studieren,  ihren  doppelten  Kampf  gegen
Unterdrückung in der Gesellschaft und manchmal auch durch die Männer in
der eigenen Organisation. Aber wir sollten uns auch bewusst sein, dass die
Revolution die gemeinsame Sache beider Geschlechter sein muss, während
gleichzeitig Frauen immer das Recht auf eigene Treffen ohne Männer haben
müssen, um ihnen besondere Möglichkeiten für politische Schulung zu geben
und damit den ersten Schritt zur Gleichberechtigung von Mann und Frau zu
gehen. Entscheidend für den wichtigen Beitrag des Bloschewismus – wie des
Marxismus überhaupt – im Kampf für die Frauenbefreiung war dabei letztlich
nicht die innere Verfasstheit der Organisation.

Vielmehr ist es die Tatsache, dass sie einen aktiven, revolutionären
Zugang  zum Kampf  der  Frauen  wie  aller  anderen  Unterdrückten
hatte,  dass  der  Standpunkt,  das  Handeln  einer  Organisation
überhaupt nur als revolutionär betrachtet werden kann, wenn sie alle
Formen der Unterdrückung der Klassengesellschaft bekämpft und in
einem System von Übergangsforderungen zusammenfasst, die einen
Weg zum Sturz des Kapitalismus weisen.

S v e n j a  S p u n c k ,  z u e r s t  e r s c h i e n e n  i n :  F r a u e n z e i t u n g
Arbeitermacht/Revolution,  März  2014



Solidaritätserklärung  zum
Refugeestreik aus Pakistan
An die GenossInnen, StudentInnen und SchülerInnen in Deutschland!

Wir senden die herzlichsten geschwisterlichen Grüße an Eure Demonstration
und wünschen Euch viel Erfolg.

Wir wissen, dass ihr Schul- und Universitätsstreiks und aktuell gerade eine
große Demonstration für MigrantInnen und Flüchtlinge organisiert. Das ist
großartig angesichts des wachsenden Rassismus in Europa.

Wir  sind  hier  in  Pakistan  aktiv  im Kampf  gegen den  „Krieg  gegen den
Terror“, wir kämpfen gegen die Militärintervention in der Provinz Khyber
Pashtunkhwa (der mehrheitlich von Paschtunen bewohnten Provinz in der
Nähe der afghanischen Grenze) und wir organisieren Solidarität  mit  den
Flüchtlingen in unserem Land.

Wir unterstützen das Recht auf nationale Selbstbestimmung der Minderheit
der Belutschen und ihren „langen Marsch“ von Quetta (der Hauptstadt der
Provinz Belochistan)  gegen das „Verschwinden“ von 18.400 Menschen in
diesem Landesteil.  Viele von ihnen wurden vom Staat ermordet und drei
Massengräber,  die  vor  wenigen  Wochen  entdeckt  wurden,  lassen  das
Schlimmste  befürchten.

Wir sind zur Zeit außerdem aktiv in der Kampagne gegen Privatisierungen
und machen Solidaritätsarbeit für die WeberInnen und TextitarbeiterInnen,
insbesondere mit den 13, zu insgesamt 783 Jahren Gefängnis verurteilten,
ArbeiterInnen  und  ihren  Familien,  die  wegen  Streiks  und  Besetzungen
gemäß den „Anti-Terrorgesetzen“ verurteilt wurden.

Wir wünschen Euch noch einmal eine erfolgreiche Demonstration!
Vorwärts beim Aufbau einer Jugendbewegung!
Vorwärts  beim  Aufbau  einer  internationalen  revolutionären
Jugendorganisation!

https://onesolutionrevolution.de/solidaritaetserklaerung-zum-refugeestreik-aus-pakistan/
https://onesolutionrevolution.de/solidaritaetserklaerung-zum-refugeestreik-aus-pakistan/


Hoch die internationale Solidarität!

Maqood  Mujahib,  Sekretär  der  Awami  Workers  Party  (AWP)  für
Arbeitskämpfe und Mitglied der Bundesleitung

Shehzad Arshad, Herausgeber der Zeitung „Revolutionary Socialist“
der  AnhängerInnen  der  „Liga  für  die  Fünfte  Internationale  in
Pakistan“  und  Jugendsekretär  der  AWP in  Lahore

Hassan Raza, Fortschrittliche Studentenorganisation Pakistan

Türkischer  Frühling  –  Taksim
den Arbeiter_innen,  Nieder  mit
Erdogan!
Seit fast einer Woche wird die Türkei von den größten Massenprotesten seit
mehr  als  einem Jahrzehnt  erschüttert.  Was  am vergangenen  Freitag  als
friedlicher Protest gegen den Bau eines Hotels am Taksim-Platz begann, ist
mittlerweile zu einer landesweiten Revolte gegen den Ministerpräsidenten
Erdogan und die regierende AKP geworden.  Mehr als  das:  die  aktuellen
Massenproteste in der Türkei schlagen Wellen weit über die Türkei hinaus.

Vom Protest am Gezi-Park …

Als in der Nacht vom Sonntag, dem 26. Mai, die Bulldozer am Taksim-
Platz rollen, um im nahegelegenen Gezi-Park Bäume zu roden, formiert
sich der erste Protest. Der Park, der in Istanbuls Innenstadt liegt, soll einem
Neubau  weichen.  Er  soll  Platz  für  ein  Hotel  und  ein  Einkaufszentrum
schaffen, ein Symbol der AKP-Politik. Bereits jetzt wird prognostiziert, dass
mehr als 11 Einkaufszentren in Istanbul Fehlbauten sind. Trotzdem sollen
allein in den nächsten Jahren weitere 110 große Einkaufzentren errichtet
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werden, davon insgesamt 80 in Istanbul und der Hauptstadt Ankara.

Für die Herrschenden sind sie ein Zeichen der „Modernisierung“ und des
wirtschaftlichen Aufschwungs. Für die arbeitende Klasse und viele Arme sind
sie ein Ausdruck der neoliberalen Politik der konservativ-islamischen AKP-
Regierung  unter  Erdogan,  von  dem  viele  behaupten,  er  wolle  sich
„Denkmäler“  mit  diesen  Bauten  schaffen.  Doch  der  Kompromiss  der
herrschenden Klasse mit Teilen des Kleinbürgertums und der Arbeiterklasse,
der  Wirtschaftswachstum  im  Gegenzug  für  politische  Ruhe  versprach,
scheint  nicht  länger  zu  halten.

Der  Krieg  gegen  die  KurdInnen,  das  brutale  Vorgehen  gegen  die
Arbeiterbewegung bei Streiks wie vor kurzem in der Tabakindustrie sowie
der immer schärfere Abbau von Pressefreiheit und demokratischen Rechten
war  der  Boden,  auf  dem  sich  türkisches  und  ausländisches  Kapital
bereichern. Bereits im vergangenen Jahr gab es immer wieder vereinzelte
Proteste – auch in nicht-kurdischen Gebieten – gegen diese Umstände.

Der Kampf um den Gezi-Park, der eine der wenigen Grünflächen Istanbuls
und darüber hinaus ein wichtiger Bezugspunkt für die Arbeiterbewegung im
türkischen Staat darstellt,  war daher Auslöser,  nicht Grund für aktuellen
Massenproteste.

… zur landesweiten Revolte

Die ganze Woche über gibt es immer wieder Auseinandersetzungen mit der
Polizei, die die Abholzung des Gezi-Parks mit allen Mitteln durchsetzen will.
Sie benutzt Pfefferspray, nutzt Knüppel und brennt Zelte nieder. Nach kurzer
Zeit kommen die DemonstrantInnen jedoch immer wieder zurück – mit mehr
TeilnehmerInnen als  zuvor.  Zwischenzeitig  sah es  so  aus,  als  könne das
Vorhaben,  den  Gezi-Park  zu  roden,  gestoppt  werden,  nachdem
Parlamentarier  der  BDP,  einer  kurdischen  Partei  und  der  CHP,  der
nationalistisch-kemalistischen Oppositionspartei, nach der Baugenehmigung
fragten.

Doch  der  Schein  trügt.  Am  Freitag,  als  sich  bereits  über  5.000
AktivistInnen, v.a.  Jugendliche, im Park versammelt haben, greift  die
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Polizei  an.  Die  Gewalt  ist  derart  massiv,  dass  nach  Aussagen  der
AktivistInnen Menschen sterben. Die Polizei verschießt gezielt Tränengas –
so  dass  die  Projektile  die  Köpfe  und  Unterleiber  der  DemonstrantInnen
treffen. Wasserwerfer, die mit Pfefferspray versetzt sind, werden eingesetzt.
Doch der Rubikon ist überschritten. Die Gewalt, die vom Erdogan-Regime
ausgeht, um den Park zu räumen, ist wie Öl im Feuer – es kommt zur sozialen
Explosion.

Der  Solidarisierungseffekt  ist  gewaltig.  Innerhalb  kürzester  Zeit  drängen
Massen von Menschen aus den Arbeitervierteln Istanbuls auf die Straßen,
insbesondere Jugendliche und Frauen sind in den ersten Reihen der Kämpfe
zu sehen. Auch Teile des Kleinbürgertums solidarisieren sich. Clubs bleiben
geschlossen, kleine Händler und AnwohnerInnen öffnen ihre Türen, um den
Verwundeten zu helfen – selbst ein bekannter Fernsehmoderator lässt seine
Sendung ausfallen und ruft offen zum Protest auf.

In stundenlangen Straßenschlachten, die von der Polizei mit unglaublicher
Härte  geführt  werden,  versuchen  die  DemonstrantInnen,  den  Park  zu
erobern und die verhasste Polizei zu vertreiben. So ist es ihnen am Samstag
möglich, den Taksim-Platz zurückzuerobern. Mittlerweile hat sich der Protest
auf  rund  70  Städte  ausgeweitet.  Auch  die  Forderungen  sind  radikaler
geworden.  Immer  öfter  hört  man Slogans,  die  den  Sturz  der  Regierung
fordern.

Doch auch die Gewalt seitens der Regierung nimmt zu. Auch wenn die Polizei
vom  Taksim-Platz  fliehen  muss,  verlagert  sie  den  Kampf  in  andere
Stadtviertel. Hunderte werden verhaftet, viele sind schwer verletzt. Erdogans
Ansprache war eine weitere Provokation, die klar machte, dass er keinen
Kompromiss  schließen  will,  sondern  ein  offenes  Kräftemessen  mit  der
Arbeiterklasse provoziert.

„Marodeure, Terroristen und Extremisten“ nennt er die Menschen auf den
Straßen.  Er  hingegen  sei  ein  „Diener  des  Volkes“.  Kurz  bevor  er  seine
Auslandsreise antritt, lässt er zwar verlauten, dass untersucht werde, ob die
Gewalt der Polizei „unverhältnismäßig“ sei, für die politischen Forderungen
hat er allerdings nur Hohn übrig. Zu den Protesten am Gezi-Park sagt er



folgendes: „Ihr wollt Bäume? Ihr könnt Bäume haben. Vielleicht können wir
sogar welche in eure Gärten pflanzen.“ An dem Bau des Projektes will er
aber auch nach tagelangen Emeuten nicht rütteln. Zugute kommt ihm zwar
die Pressezensur und die Regierungstreue der meisten großen Medien, aber
bei dem Ausmaß, dass die Proteste zu diesem Zeitpunkt angenommen haben,
lässt sich nur noch wenig verheimlichen.

Falsche Freunde

Das  liegt  vor  allem  an  der  unglaublichen  Solidarisierung  mit  dem
Widerstand, der um sich greift. Auch den Informationsfluss kann Erdogan
nur begrenzt  stoppen,  will  er  nicht  das gesamte Internet  lahmlegen,  ein
Schritt, der eine „Alles oder Nichts“-Situation provozieren könnte.

Das wollen auch Andere nicht – allen voran die heuchlerischen PolitikerInnen
der USA und der EU. Nach Tagen blutiger Auseinandersetzungen beginnen
sie  anzumerken,  dass  die  Gewalt  „beunruhigend  sei“,  dass  die
„Verhältnismäßigkeit  eingehalten“  werden  müsste.  So  ließ  die  deutsche
Bundesregierung  über  die  Menschenrechtsbeauftragte  Löning  verkünden,
dass sie „die Entwicklungen in Istanbul und anderen Städten in der Türkei
mit Sorge“ verfolge. Die Meinungs- und Versammlungsfreiheit seien in einer
Demokratie „zentrale Grundrechte, die es zu wahren und zu schützen gelte.
Besonnenheit und Deeskalation auf allen Seiten“ seien das Gebot der Stunde.

Vor allem sehen sie die Gefahr einer Destabilisierung der Regierung, die
auch und besonders im Interesse der zentralen Imperialisten innerhalb der
EU-Privatisierungen und der neoliberalen Politik durchgesetzt werden. Nicht
die  Gewalt  des  Staates  an  sich  wird  verurtei l t .  Sondern  die
Unverhältnismäßigkeit, die zu massivem Widerstand geführt hat, werden mit
Sorge betrachtet.  Doch Ähnliches passierte auch in Deutschland bei  den
Protesten  in  Frankfurt ,  wo  mit  massiver  Pol izeigewalt  das
Versammlungsrecht  aufgehoben  wurde.

Aber auch innerhalb der Bewegung gibt es falsche Freunde, namentlich die
kemalistische Partei CHP. Sie mag zwar mit ihrem sekulären Anspruch als
progressive Alternative gegenüber der AKP und Erdogan erscheinen, sozial



gesehen ist diese Partei aber eine mindestens genauso große Bedrohung für
die Bewegung, wie die aktuelle Regierung. Denn die CHP ist konsequente
Verfechterin des Krieges gegen die kurdische Bevölkerung. Auch gegen die
Privatisierungen und die Politik der AKP im Namen des türkischen Kapitals
hat sie nichts einzuwenden, sie will sie nur auf anderem Wege erreichen –
kurz: sie will selbst die Politik für das Kapital machen, anstatt dies der AKP
zu überlassen.

Doch es gibt durchaus einen nicht unbedeutenden Fakt, der die CHP und die
AKP unterscheidet. Die CHP hat durchaus starke Verbindungen in das Militär
und die Generalität, die von der Beschneidung ihrer Befugnisse durch das
Erodgan-Regime sicher nicht erfreut ist. So lange sich der Protest also gegen
die AKP richtet, versucht sich die CHP als Opposition zu profilieren. Sollte es
allerdings  zum  Sturz  der  Regierung  kommen,  würde  sich  die  CHP
unmittelbar, an der Seite des Militärs an die Spitze des Staates drängen –
zumindest, wenn die Arbeiterklasse nicht selbst eine Alternative anzubieten
und zu erkämpfen vermag.

Ein  anderer  falscher  Freund  ist  der  türkische  Präsident  Gül.  Während
Erdogan die Polizei gegen die DemonstrantInnen brutal vorgehen lässt, diese
verhöhnt und jeden Kompromiss ablehnt, gibt sich Gül als der volksnahe
Präsident.  Er  kritisiert  die  Polizei,  fordert  zum  „Überdenken“  von
Regierungsmaßnahmen  auf  und  verklärt  sich  zum  Verteidiger  der
„Demokratie“. Davon sollte sich niemand täuschen lassen. Gül kommt nicht
nur aus derselben Partei wie Erdogan. Auch die Rollenteilung – hier der
„harte“ und „böse“ Erdogan, dort der „verständnisvolle“ Gül – wurde in den
l e t z t e n  J a h r e n  i m m e r  w i e d e r  g e ü b t ,  u m  P r o t e s t  g e g e n
Regierungsmaßnahmen  zu  unter lau fen ,  indem  durch  Gül
Kompromissbereitschaft signalisiert, die Maßnahmen der Regierung in der
Substanz aber trotzdem umgesetzt wurden.

Für einen Türkischen Frühling der ArbeiterInnen
und der Jugend!

Momentan ist die Bewegung in der Offensive, sie ist im Wachsen und erobert
Positionen. Doch schon bald wird sie an ihre Grenzen stoßen, wenn sie nicht



eine klare Perspektive und eine organisierte Gegenmacht aufzeigen kann, die
nicht nur Protest gegen die Polizeigewalt und die AKP darstellt,  sondern
beide auch ersetzen kann. Beides ist nicht mit Parteien wie der CHP, noch
mit den „UnterstützerInnen aus dem demokratischen Westen“ möglich.

Auch  wenn  die  Arbeiterbewegung  sowohl  organisatorisch,  als  auch
politisch  stark  zersplittert  ist,  so  bietet  die  aktuelle  Situation  eine
historische Gelegenheit, diese Schwäche zu überwinden.

So befinden sich  seit  Mittwoch,  dem 5.  Juni,  etliche  Gewerkschaften im
Streik  und haben zu Demonstrationen aufgerufen.  Es  ist  aber  unbedingt
erforderlich,  dass diese Streiks zu einem umfassenden und unbefristeten
Generalstreik ausgedehnt werden. Dass auch viele Gewerkschaftsbürokraten
das nicht wollen, ist nicht verwunderlich, aber kann gebrochen werden, sollte
die türkische Linke unmittelbar für Versammlungen in den Betrieben und
innerhalb der Streiks aufrufen,  die Streikleitungen wählen,  die der Basis
verpflichtet sind.

Das gleiche ist unbedingt in den Stadtbezirken notwendig. Die Bewegung
muss sich Organe schaffen, die sowohl dazu in der Lage sind, ihre Viertel
gegen die Übergriffe der Polizei zu verteidigen, als auch Diskussionen zu
führen  und  den  weiteren  Widerstand  politisch  zu  organisieren.  Ebenso
unerlässlich  ist  es  auch  für  die  Arbeiterbewegung,  unter  den  einfachen
Soldaten Propaganda gegen das Regime zu betreiben, sie aufzufordern, sich
nicht für Repression einsetzen zu lassen, und für Forderungen einzutreten,
die  einen  Keil  zwischen  sie  und  die  Generalität  treiben,  sowie  mit  den
sozialen und politischen Forderungen der Arbeiterklasse verbinden.

Damit  die  Bewegung  eine  Perspektive  hat,  braucht  sie  klare  politische
Forderungen, die über jene nach Rückzug der Polizei  und demokratische
Reformen hinausgehen. Die mehr und mehr erhobene Forderung nach dem
Sturz Erdogans muss auch mit politischem Inhalt gefüllt werden – nämlich
mit der Frage, wer denn Erdogan ersetzen soll und mit welchem Programm.
Eine  CHP-Regierung  würde  nur  bedeuten,  vom Regen  in  die  Traufe  zu
kommen.
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Ein politischer Generalstreik, um die Polizeigewalt zu stoppen, die Bildung
von  Räte-ähnlichen  Organen  in  den  Stadtteilen  und  die  Schaffung  von
Selbstverteidigungseinheiten,  wären  eine  wichtige  Basis  für  die  Bildung
einer  Arbeiter-  und  Bauernregierung,  die  sich  auf  diese  Organe  stützen
würde,  denn  eine  Verschärfung  des  Kampfes  und  ein  politischer
Generalstreik würden die entscheidende Frage aufwerfen, wer herrscht – die
türkische Bourgeoise oder die Arbeiterklasse. Die Beendigung des Krieges
gegen die KurdInnen, der Privatisierungswellen und der sozialen Angriffe auf
die  Arbeiterklasse  und  die  Mittelschichten  sind  auch  mit  einer  noch  so
demokratischen kapitalistischen Türkei  unvereinbar.  Auch die  Macht  des
Militärs lässt sich wohl unmöglich ohne revolutionäre Umwälzung brechen.

Sollte dies gelingen, sollte die Arbeiterklasse in der Türkei dazu in der Lage
sein, sich auf Grundlage eines revolutionären Programms zu einer Partei zu
formieren, dann würde das nicht nur die türkische Bourgeoisie hinwegfegen
und unterdrückten Völkern wie den KurdInnen die Freiheit  schenken. Es
wäre  auch  ein  mächtiges  Leuchtfeuer  für  den  Kampf  in  Europa  –
insbesondere in Griechenland – gegen die Krise. Im Nahen Osten wäre es ein
Vorbild dafür, wie die Macht einer herrschenden Clique gebrochen werden
kann.

Beteiligt Euch an den Solidaritätsdemonstrationen und Kundgebungen und
Protestaktionen  vor  den  türkischen  Botschaften  und  Konsulaten!  Die
Massenrebellion  in  der  Türkei  braucht  unsere  Solidarität!

Ein Artikel von Georg Ismael, REVOLUTION-Berlin

Bangladesch:  Einweg-
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Arbeiterinnen  oder  der  wahre
Preis der Sweatshoparbeit
Mehr  als  drei  Tage,  nachdem  ein  achtstöckiges  Gebäude  in  der
Industriezone Savar einstürzte, in dem fünf Textilfabriken untergebracht
waren,  bargen Rettungsteams an Rande von Dhaka immer noch lebende
Arbeiter_innen aus den Trümmern. Tragischerweise starben mehr als 400
Arbeiter_innen, weitere 1.000 wurden ernsthaft verletzt.  Eine unbekannte
Zahl wird immer noch vermisst, darunter Kinder, die in einer Kinderkrippe
auf dem Obergeschoss des Komplexes waren, als er zusammenbrach.

Was noch entsetzlicher  ist:  die  Arbeiter_innen hatten am Tag zuvor  von
Rissen  im Mauerwerk  berichtet  und  eine  Evakuierungsanordnung  wurde
ausgestellt. Doch die Betriebsbesitzer ignorierten diese Vorsichtsmaßnahme
und  zwangen  die  3.000  Arbeiter_innen  dazu,  unter  diesen  unsicheren
Bedingungen weiter zu arbeiten. Der Tod der Arbeiter_innen war kein Unfall,
er war offensichtlicher Mord.

Statt nun aber die Inhaber einzusperren und die Betriebsstätten zu sperren,
griff  die  Polizei  die  in  der  Stadt  protestierenden  hunderttausenden
Arbeiter_innen mit Gummigeschossen, Tränengas und Schlagstöcken an. Sie
waren aus ihren Fabriken am Stadtrand von Dhaka gekommen. Auch in der
südöstlichen  Stadt  Chittagong  gingen  sie  in  Solidarität  mit  ihren  toten
Kolleg_innen auf die Straßen.

Zurzeit  sind nur zwei Manager von „New Wave“,  der größten Fabrik im
Rana-Plaza-Komplex, festgenommen worden – wegen „fahrlässiger Tötung“ .
Die  anderen  Manager  verstecken  sich,  einschließlich  Sohel  Ranas,
Eigentümer  des  Gebäudes  und  Leiter  der  lokalen  Jubo-Liga  (dem
Jugendflügel  der  regierenden  Awami-Liga).

Die Fabriken belieferten Unternehmen wie Primark in Großbritannien oder
Spaniens Mango. Davor waren Matalan und C&A ihre Auftraggeber.

Dies  ist  nicht  die  erste  Katastrophe,  welche  die  Textilindustrie  in
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Bangladesch  trifft.  Vor  nur  fünf  Monaten  starben  mehr  als  100
TextilarbeiterInnen  bei  zwei  Fabrikbränden  in  Dhaka.  Der  Unfall  wurde
damals als „der tödlichste Brand in Bangladeschs Geschichte“ beschrieben.
Zeugen berichteten, dass viele ArbeiterInnen außerstande gewesen waren zu
entkommen,  weil  die  Ausgänge  blockiert  waren.  Schon  2010  kamen bei
einem Brand in einer Textilfabrik in Dhaka 124 ArbeiterInnen um, weil die
Ausgänge abgeschlossen waren. Um angeblichen Diebstahl zu verhindern,
wurden sie im Inferno gefangen gehalten zurückgelassen. Auch diese Woche
starben erneut 6 Menschen bei einem Brand in einer Textilfabrik.

Das Rennen am Abgrund

Mehr  als  3,6  Millionen  Menschen,  80%  davon  Frauen,  arbeiten  in  der
Textilindustrie in Bangladesch – für nur 38 Dollar pro Monat (1,27 Dollar pro
Tag). Der Arbeitstag dauert oft bis zu 15 Stunden. Sie haben ofiziell kein
Recht,  eine  Gewerkschaft  zu  bilden,  um  für  sichere  Arbeitsplätze,
verbesserte Arbeitsbedingungen und besseren Lohn einzutreten. Viele sind
sexueller  Belästigung  und  physischer  Gewalt  ausgesetzt.  Dies  ist
Sklavenarbeit.

Das rasend schnelle Wachstum der Textilindustrie in Bangladesch seit den
1990ern, deren Produkte nun 80 Prozent der aktuellen Exporte des Landes
im  Wert  von  24  Milliarden  Dollar  pro  Jahr  ausmachen,  ist  auf  der
Überausbeutung  dieser  Arbeiter_innen  aufgebaut.  Bangladesch  ist  nach
China der  zweitgrößte  Textilproduzent  geworden,  weil  es  internationalen
Investoren und ihren lokalen Tochtergesellschaften und Lieferanten freie
Hand gab. Zahlreiche Politiker und Militärs haben sich persönlich durch den
Bau und den Besitz von Textilfabriken bereichert.

Sicherheitsbestimmungen sind praktisch nicht existent und auf Arbeitsrechte
wird  gepfiffen.  Bangladeschs  Arbeitsministerium  beschäftigt  nur  18
Inspektoren,  um  die  Bedingungen  in  mehr  als  4.000  Fabriken  zu
überwachen.

Aktivist_innen  der  Arbeiterbewegung,  die  sich  über  armselige
Sicherheitsstandards beklagt haben, sagen, dass sie routinemäßig belästigt



und  manchmal  sogar  gefoltert  werden.  Ein  Organisator  einer
gewerkschaftlichen Organisierungskampagne, Aminul-Islam, wurde im April
brutal ermordet. Die Sicherheitskräfte sollen an dem Verbrechen beteiligt
gewesen sein.

Textilarbeiter_innen in Bangladesch zählen zu den am niedrigsten bezahlten
in der Welt. Doch wetteifern auch andere Länder wie Pakistan, Sri Lanka,
Mexiko und Jordanien um diese Position. Die Folgen sind auffallend ähnlich:
Am 11.  September 2012 wurden z.B.  315 Arbeiter_innen bei  Bränden in
Textilfabriken in den pakistanischen Städten Karatschi und Lahore getötet
und mehr als 250 schwer verletzt.

Die meisten Menschen verbinden Sweatshop-Arbeit mit Preisbrecherketten
wie Walmart und Primark. Aber in Wirklichkeit ist praktisch jede globale
Marke,  einschließlich  Nike,  GAP,  Benetton,  Monsuns,  Adidas,  Esprits,
Disneys  und  Hugo  Boss  in  die  Sweatshoparbeit  verwickelt.

Es ist  quasi  unmöglich,  auch nur ein Unternehmen zu finden,  das seine
Produktion  nicht  in  Sonderwirtschaftszonen,  Freihandelszonen  o.a.
exportorientierte  Regionen  verlagert  hat,  um  jedwede  Arbeits-  oder
Umweltbeschränkungen  zu  umgehen.  In  diesen  Zonen  sind  die
Arbeiter_innen gerade so kurzlebig und wegwerfbar wie die Kleidung, die sie
herstellen.

Wirtschafts-  und  Medienexperten  haben  versucht,  die  Forderung  der
Verbraucher_innen aus dem Westen nach immer niedrigeren Preisen für die
Zunahme von Sweatshop-Fabriken verantwortlich zu machen. Natürlich sind
während  einer  Wirtschaftskrise  viele  Arbeiter_innen  dazu  gezwungen,
billigere Kleidung zu suchen. Aber sie sind nicht für diesen globalen Trend
verantwortlich.

Auch  in  den  Aufschwungzeiten  versuchen  Firmen,  Superprofite  auf  dem
Rücken der überausgebeuteten Arbeiter_innen zu erzielen. Dies zeigt sich an
der massiven Zunahme der Anzahl von Sweatshop-Fabriken in den 1990ern
und 2000ern. Die  Welthandelsorganisation (WTO) ermöglichte es, Märkte
durch eine Anzahl von Freihandelsabkommen (FTA) zu erschließen. Aber in



Rezessionszeiten wie jetzt tun große multinationale Gesellschaften alles, um
ihre Lieferanten auszuquetschen. Das führt wiederum zu noch niedrigeren
Löhne, längeren Arbeitszeiten, schlechteren Bedingungen und dem Verbot
von Gewerkschaften.

Es ist aufschlussreich, dass Matalan in seiner Erklärung sagte, dass es „New
Wave“  seit  dem Februar  nicht  mehr  brauche,  als  es  aus  kommerziellen
Gründen das Produkt gewechselt hatte.  Mit anderen Worten: nicht wegen
der entsetzlichen Bedingungen bei „NewWave“, sondern weil es eine andere,
noch günstigere Fabrik gefunden hatte, wird nun woanders produziert.

Viele globale Marken versuchen, ihren Ruf zu schützen, indem sie die Schuld
für diese Zustände auf die Subunternehmer und die Regierungen der Länder
schieben, wo sie produzieren. Andere versuchen, ihre Marke durch das Sich-
Verstecken  hinter  rechtlich  unverbindlichen  „Verhaltenskodizes“
reinzuwaschen.  Die  Verantwortung  liegt  aber  eindeutig  bei  diesen
Unternehmen.  Sie  sind  es,  die  sowohl  die  Betriebsinhaber  der  Gegend
ausquetschen, als auch die Arbeiter_innen durch die Forderung, die Preise zu
senken.

Wir fordern unabhängige Arbeiter-Inspektionen von Arbeitsbedingungen und
Gebäuden mit unmittelbaren Schließungen jener, die nicht den Bedingungen
entsprechen und vollständigem Lohnausgleich für die Beschäftigten, bezahlt
von den Unternehmen – den Multis wie den Subunternehmen!

Schluss mit der Sweatshop-Arbeit!

Millionen  von  Arbeiter_innen,  hauptsächlich  Frauen,  mühen  sich  in
Zehntausenden von Sweatshops weltweit ab. Anti-Sweatshop-Organisationen
schätzen,  dass  85% der  Sweatshop-Arbeiterinnen  junge  Frauen  im Alter
zwischen 15 und 25 sind.

Einige Kommentatoren sagen, dass die massive Expansion der Textilindustrie
die Unabhängigkeit und den Status von Frauen gesteigert habe. Aber es hat
auch ihre Ausbeutung bedeutend gesteigert.

Sweatshop-Arbeiter_innen arbeiten meist 60-80 Stunden pro Woche – ohne



Überstundenzulage. Sie haben keine Leistungen wie eine Versicherung oder
Lohnfortzahlung bei Krankheit, akzeptable Arbeitsbedingungen oder einen
Mindestlohn, um die Kosten des Grundbedarfs wie Nahrung, Unterkunft und
Gesundheitsversorgung  zu  decken.  Arbeiter_innen  werden  belästigt,
eingeschüchtert  und  dazu  gebracht,  in  gefährlicher  und  ungesunder
Umgebung zu arbeiten, sogar während sie krank sind. Die Arbeiter_nnen
benutzen toxische chemische Farben, Lösungsmittel und Klebstoffe mit ihren
bloßen Händen.

Viele  Frauen  werden  gezwungen,  sich  spritzen  zu  lassen,  um
Schwangerschaft  zu  verhüten,  so  dass  die  Unternehmen  keinen
Mutterschaftsurlaub bezahlen müssen. Wenn eine Frau schwanger wird oder
sich weigert, sich erzwungener Empfängnisverhütung zu beugen, kann sie
entlassen werden.

Frauen werden oft  bevorzugt  gegenüber Männern eingestellt,  weil  ihnen
weniger bezahlt werden kann; sie werden als unterwürfiger und belastbarer
betrachtet. Für viele ist es ihr erster Arbeitsplatz in einer Stadt, und ihr
Hauptziel ist, so viel Geld wie möglich nach Hause an ihre Familien auf dem
Land zu schicken.

Aber die reale Brutalität und Ungerechtigkeit spornt sie dazu an, sich zu
wehren und zu revoltieren, und ihre große Zahl ermächtigt sie schließlich
dazu, das zu tun. Ihre Lösung für diese schreienden Probleme ist der Kampf
darum, ihre Arbeitsbedingungen massiv zu verbessern, um nicht nach Hause
und ins Dorf zurückkehren zu müssen.

Viele im Westen und in den NGO’s befürworten Verbraucherboykotte von
Firmen  wie  Primark,  die  Sweatshops  benutzen.  Sicher  können
Verbraucherkampagnen für  eine kurze Periode berechtigt  und ein  Mittel
sein, Forderungen zu unterstützen, damit diese Gesellschaften aus
dem Westen sicherstellen, dass Grundarbeitsrechte und die Gesundheits- und
Sicherheitsbedingungen  in  den  Fabriken,  von  denen  sie  kaufen,
gewährleistet  werden.

Bei „Wiederholungstätern“ sollten deren Marken von Streikposten von ihren



auffälligen  Megashops  mit  Flyern  und  graphischer  Propaganda
„kontaminiert“  werden,  die  Lohnniveau  und  Arbeitsbedingungen  ihrer
Arbeiter_innen  aufdecken.  Jedoch  sollten  wir  nicht  fordern,  dass
Unternehmen  aufhören,  von  Betrieben  in  Bangladesch  als  eine  Art
„Bestrafung“ dieser großen Marken zu kaufen. Dies führt nur dazu, dass die
ärmsten  und  unterprivilegiertesten  Arbeiter_innen  ihre  Arbeitsplätze
verlieren.  Allzu  leicht  begünstigt  eine  solche  Vorgehensweise,  die
Arbeitsbedingungen  in  den  Metropolen  schönzureden  –  so  gibt  es
Sweatshops  auch  am  Ostende  von  London.  Falsch  sind  natürlich  auch
nationalistische Kampagnen wie „Kauft deutsche Produkte!“

Globale Kampagne

Um ein Ende der Sweatshops voranzubringen, brauchen wir eine globale
Kampagne. Wird das nur in einem Lande allein durchgeführt, werden die
großen Gesellschaften lediglich Lieferanten mit noch niedrigerem Lohn und
schlechteren Bedingungen woanders suchen.

Wir müssen die Arbeiter_innen in allen Textilzentren verbinden, die Länder
in  Süd-  und  Südostasien  und  China  mit  den  Arbeiter_innen  in  den
Hauptmärkten  für  ihre  Produkte.  Aktivist_innen,  Gewerkschafter_innen,
Sozialist_innen,  Feminist_innen  und  NGOs  haben  verschiedene  Versuche
dazu  unternommen,  dieses  zu  tun,  und  haben  Chartas  von  Rechten
entwickelt.  Die  Ereignisse  in  Bangladesch  zeigen  aber,  dass  wir  unsere
Anstrengungen verdoppeln müssen.

Die  Gewerkschaften  hierzulande  und  progressive  NGO  sollten  eine
Kampagne  Hand  in  Hand  mit  Sweatshop-Arbeiter_innen  und  ihren
Gewerkschaften in jedem Land machen, wo Sweatshops existieren, um die
großen Ketten und Markenfirmen zu zwingen, Gesetze und Standards zu
verlangen. Aber letztlich ist dies eine Klassen- und eine politische Frage.

Arbeiter_innen in Bangladesh u.a. Sweatshop-Ländern brauchen eine eigene
politische Partei, die kämpfen kann, um die Straflosigkeit der Eigentümer
und die Korruption zu beenden, die weit verbreitet ist, und die Sweatshop-
Bosse mit  den herrschenden politischen Parteien verbindet  und auch oft



Gewerkschaften korrumpiert.

Klassenunabhängigkeit  und  Entschlossenheit  sind  der  Schlüssel,  um
kapitalistische Parasiten – sowohl die lokalen als auch die multinationalen –
zu  bekämpfen,  die  Überausbeutung  zu  beenden  und  eine  massive
Entschädigung  für  die  Opfer  ihrer  Verbrechen  zu  erreichen.

Arbeiterinnen im Bekleidungs- und Textilsektor haben immer wieder eine
entscheidende Rolle in revolutionären Bewegungen gespielt. So z.B. 1905 die
Textilarbeiterinnen  von  Ivanovo  in  Russland,  welche  die  ersten  Sowjets
bildeten.  Auch in  Ägypten gab es  in  den letzten Jahren mehrfach große
mil itante  Streiks  der  Texti larbeiter_innen.  Deshalb  sol lten
Gewerkschafter_innen  und  Sozialist_innen  nichts  nur  alles  tun,  um  den
Arbeiter_innen von Bangladesch zu helfen – sie sollten auch deren Kämpfe
studieren und von ihnen lernen.

Ein Artikel von Joy Macready, Workers Power (britische Sektion der
„Liga für die Fünfte Internationale“)

Nepals  Maoisten:  Ehemalige
Guerillakrieger  verwalten
kapitalistischen Niedergang
Das Himalaya-Land Nepal befindet sich nach dem Sturz der Monarchie 2007
in einer Staatskrise. Um Mitternacht des 28. Mai 2012 war das Mandat für
die Verfassungsgebende Versammlung ausgelaufen, das seit 2008 bestand
und  mehrfach  verlängert  wurde,  da  keine  neue  Verfassung  beschlossen
worden war. Die stärkste Kraft in der Verfassungsgebenden Versammlung
„United  Communist  Party  of  Nepal  (Maoist)“  ist  darin  gescheitert,  als
Siegerin aus der Verfassungskrise hervorzugehen. Nachdem nun weder eine
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gültige Verfassung, noch eine Legislative existiert, wurde am14. März- auf
Vorschlag der UCPN(M) und nach Verhandlungen mit anderen Parteien – in
einem höchst kontroversen Akt Khil Raj Regmi zum neuen Premierminister
ernannt.  Regmi  ist  zugleich  vorsitzender  Richter  in  Nepals  oberstem
Gerichtshof, und soll solange die Regierung führen, bis Wahlen für eine neue
Verfassungsgebende Versammlung stattfinden. Die Wahlkommission hat den
Termin dafür jedoch mehrfach verschoben, zuletzt auf Juni 2013.

Die  Führung  der  UCPN(M)  hat  diese  Entscheidungen  ohne  Diskussion
innerhalb der eigenen Partei getroffen, was zu ihrer Spaltung im Juni 2012
führte. Die Fraktion um den stellvertretenden Vorsitzenden Mohan Baidhya
(„Kiran“)  bildete  eine  neue  Gruppe  und  nahm  wieder  die  frühere
Parteibezeichnung „Communist Party of Nepal (Maoist)“ an. Kiran wirft der
UCPN(M)-Führung  vor,  den  „revolutionären  Geist“  zu  verraten,  das  Ziel
eines föderativen Staates mit Autonomierechten für alle ethnischen Gruppen
fallenzulassen und Zugeständnisse an „indische Großmachtbestrebungen“ zu
machen. Dennoch hat auch die neue Partei kein revolutionäres Programm
zum  Sturz  des  Kapitalismus  und  der  bis  heute  bestehenden  Reste  der
Feudalgesellschaft angenommen. Stattdessen greift sie in dieser historisch
entscheidenden Situation auf den Anarchismus zurück, etwa indem sie die
Wähler-Registrierung für die geplanten Wahlen sabotiert.

Die  vorherigen  UCPN(M)-geführten  Regierungen  unter  Prachanda  bzw.
Baburam  Bhattarai  haben  nicht  etwa  für  die  Nationalisierung  der
Produktionsmittel  unter  Kontrolle  der  Arbeiter_innen  und  Bäuer_innen
gekämpft, sondern offen für mehr private Investitionen in Nepal geworben.
In  einem  Interview  gegenüber  BBC  am  9.  März  2008  sagte  der
Parteivorsitzende  Prachanda,  die  Maoisten  „glauben  nicht,  dass  das
Privateigentum  aufgehoben  werden  sollte“.  Er  widerspricht  damit  dem
fundamentalen Ziel von Kommunisten: die Abschaffung des Privateigentums
durch  Vergesellschaftung  der  Produktionsmittel.  Für  die  Nepalesische
Revolution  ist  das  eine  Sackgasse!

Die kapitalistische Regierung unter Führung des „Marxisten“ Bhattarai hat
außer  Unmengen  von  Lügen  nichts  gebracht.  Die  Erinnerung  an  das
„normale  Leben“  in  Kathmandu  verschwindet,  seitdem  Läden  und



Nahverkehr häufig geschlossen bleiben und die Inflation in die Höhe schießt
–  die  Gesellschaft  scheint  stillzustehen.  Häufige  Stromausfälle  und
Treibstoffknappheit verschlimmert die Situation noch. Auf der einen Seite
„schaffen“ nepalesische Kapitalisten es heute in die Liste der Milliardäre –
auf  der  anderen  wird  für  Millionen  verarmter  Bäuer_innen  und
Arbeiter_innen das Leben noch schlechter. Die arbeitende Bevölkerung hat
keinerlei Perspektive, Hunger und Armut zu entfliehen, während „Marxisten“
über die künftige bürgerliche Verfassung diskutieren und die Bildung der
nächsten reaktionären Regierung vorbereiten.  Obwohl  die  Revolution  die
Herrschaft  des  Königs  gebrochen  hat,  wird  die  soziale  Spaltung  der
nepalesischen  Gesellschaft  nicht  kleiner,  sondern  größer.  Die  Maoisten
kämpfen nicht gegen deren Ursachen, sondern haben die Revolution an die
Kapitalisten verkauft.

Die  Maoisten  haben  einen  zehnjährigen  Guerillakampf  gegen  den  Staat
geführt,  aber  sind in  einem parlamentarischen Bündnis  mit  bürgerlichen
Parteien geendet. Obwohl sie den Sturz der Monarchie erkämpft haben und
die Säkularisierung und Föderalisierung des Staates begonnen haben, haben
sie die Früchte der Revolution nicht an die Unterdrückten gegeben. Das liegt
an ihrer reformistischen Ideologie.

Bislang geht der politische Stillstand weiter und dutzende Fragen für die
zukünftige  Verfassung  bleiben  ungeklärt.  Entscheidende  Punkte  wie  die
Regierungsform, das Wahlsystem und die Frage des Föderalismus sind offen.
Die  allermeisten  Nepalesen  sind  bitter  enttäuscht  vom  Versagen  der
Verfassungsgebenden Versammlung und von den Versprechen der Parteien.

Die  Armen und Unterdrückten  können weder  auf  die  Rezepte  der  alten
UCPN(M), noch auf die der neuen CPN(M) vertrauen. Diese waren nicht in
der  Lage,  den historischen Augenblick  zu nutzen und die  revolutionären
Massen  zur  Durchsetzung  ihrer  Interessen  zu  führen.  Es  ist  nur  allzu
offensichtlich, dass die Maoisten mit dem revolutionären Kampf gebrochen
haben,  und der  Guerillakampf  alleine  ist  noch kein  Weg zur  Revolution.
Dieser Weg muss von einer neuen, wirklich revolutionären Partei begangen
werden.



Ein Artikel eines Genossen aus Kathmandu, REVOLUTION Nepal

 


